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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Protection des données et statistique

In der Sommersession 2022 folgte der Ständerat dem Nationalrat und nahm sechs
gleichlautende Motionen für eine «vertrauenswürdige staatliche E-ID» an. Gerhard
Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz Grüter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH;
Mo. 21.3126), Jörg Mäder (glp, ZH; Mo. 21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128)
sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo. 21.3129) argumentierten übereinstimmend, dass
die Volksabstimmung vom 7. März 2021 über die E-ID den Bedarf an einer staatlichen
Lösung aufgezeigt habe. Auch die einstimmige RK-SR und der Bundesrat empfahlen die
Motionen zur Annahme. Karin Keller-Sutter verwies überdies auf die schnelle
Wiederaufnahme des Themas durch das EJPD nach dem Volks-Nein und stellte in
Aussicht, dass noch im Sommer 2022 die Vernehmlassung zu einem neuen E-ID-Gesetz
eröffnet werde. Ebenso sprach sich SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) für eine
staatliche Lösung aus, da es diese in Zusammenarbeit mit den Kantonen und
Gemeinden ermögliche, die wichtigsten Behördendienstleistungen rund um die Uhr
digital anzubieten. Medial äusserte sich beispielsweise auch Patrick Stähli, Präsident
des Vereins Digitale Gesellschaft Schweiz, positiv und betonte, die Schweiz dürfe in
diesem Bereich nicht abgehängt werden. Die Motionen wurden daraufhin
stillschweigend überwiesen. 1

MOTION
DATE: 13.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Institutions et droits populaires

Organisation de l’administration fédérale

In der Frühjahrssession 2023 beugten sich die Räte über die Differenzbereinigung zum
Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von
Behördenaufgaben (EMBAG). Das Gesetz schafft die Grundlagen für eine Digitalisierung
der Bundesverwaltung, indem es vor allem Standards und Interoperabilität festlegt und
dem Bund die Möglichkeit für Vereinbarungen mit Partnerinnen und Partnern schafft,
die ähnliche Standards und Plattformen nutzen.

Der Ständerat hatte in der Wintersession 2022 mehrere Differenzen geschaffen und
auch im Nationalrat lagen zahlreiche Minderheitsanträge vor. Einig waren sich die
Fraktionssprechenden darüber, dass Digitalisierung vor allem in der Bundesverwaltung
dringend nötig sei, weil die Schweiz diesbezüglich «nicht einmal im Mittelfeld» liege,
wie etwa Corina Gredig (glp, ZH) für die GLP-Fraktion ausführte. Allerdings brauche es
einheitliche Standards, weshalb sie in einem Minderheitsantrag forderte, die Kantone
und die dezentralen Verwaltungseinheiten zu solchen einheitlichen Standards zu
verpflichten – dies hatte der Ständerat in seiner zweiten Lesung noch abgelehnt. Dieser
Punkt war jedoch im Nationalrat sehr umstritten, Marco Romano (mitte, TI) und Damien
Cottier (fdp, NE) setzten sich im Namen ihrer Fraktionen für eine föderalistische Lösung
ein, während Gerhard Andrey (gp, FR) und Angelo Barrile (sp, ZH) für ihre Fraktionen für
eine ganzheitliche Lösung, die nicht nur auf Bundes-, sondern auch auf Kantons- und
Gemeindeebene gelte, plädierten. Finanzministerin Karin Keller-Sutter erklärte, der
Bundesrat begrüsse den Kompromissvorschlag der SPK-NR, die dezentralen
Verwaltungseinheiten generell dem Gesetz zu unterstellen, der Regierung aber die
Möglichkeit für Ausnahmen zu geben. Bei den Kantonen bevorzuge der Bundesrat den
kooperativen Ansatz, weil eine von den Kantonen nicht mitgetragene Harmonisierung
kaum zielführend sein dürfte. Auch die Kommissionssprechenden Greta Gysin (gp, TI)
und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) erklärten, die SPK-NR würde gerne daran festhalten,
alle Kantone zu verpflichten, sehe aber aufgrund der deutlichen Haltung des Ständerats
in dieser Frage wenig Spielraum. Es sei deshalb in den Augen der Mehrheit der
Kommission vernünftiger, die Kantone auszunehmen. Der Antrag der Minderheit Gredig
wurde zwar – wie die Fraktionsvoten erwarten liessen – von den geschlossenen
stimmenden Fraktionen der SP, GP und GLP gutgeheissen, diese 80 Stimmen unterlagen
allerdings den 108 Stimmen der drei geschlossen stimmenden bürgerlichen Fraktionen.

Gregor Rutz (svp, ZH) erachtete das Gesetz im Namen der SVP-Fraktion als
«Notlösung», mit dem wenigstens die «schlimmsten Defizite» behoben würden.
Eigentlich bedürfe es aber einer Verfassungsänderung, das Gesetz sei wohl nur knapp

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.03.2023
MARC BÜHLMANN
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verfassungskonform. Auch aus diesem Grund sei stets die Zustimmung der Kantone zu
verlangen, wenn der Bund mit Gemeinden Projekte plane – stellte er folglich als
Minderheitsantrag. Mit dieser Anhörungspflicht der Kantone zeigte sich die Mehrheit
der SPK-NR jedoch nicht einverstanden: Die bundesrätliche Kompetenz,
Vereinbarungen abzuschliessen, solle nicht eingeschränkt werden und der
Minderheitenantrag Rutz sei entsprechend abzulehnen. Auch hier folgte der Rat mit 107
zu 80 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit. Für die Kommissionsempfehlung
votierten diesmal die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP und der GP,
unterstützt von einer Mehrheit der FDP und den drei EVP-Mitgliedern der Mitte-EVP-
Fraktion.
Mehrere weitere Entscheidungen traf der Rat jeweils ohne Minderheitsantrag. So
erachtete die SPK-NR beispielsweise die explizite Erwähnung von Bedürfnissen
spezifischer Bevölkerungsgruppen als nicht nötig. Bei der Frage zu «Open Source»
hatte die Kommission einen Kompromiss ausgearbeitet: Quellcodes sollen generell
transparent gemacht werden müssen, ausser wenn Drittrechte verletzt würden oder die
Sicherheit in Gefahr sei. Schliesslich schlug die SPK-NR vor, die Verwaltung der
Metadaten einzig beim Bundesamt für Statistik zu belassen. Oppositionslos nahm der
Nationalrat diese nicht bestrittenen Empfehlungen seiner Kommission allesamt an. 

Damit ging die Vorlage mit noch fünf Differenzen an den Ständerat, der diese ebenfalls
in der Frühjahrssession 2023 behandelte. Die SPK-SR schlage vor, bei vier Differenzen
auf den Nationalrat einzuschwenken, berichtete Benedikt Würth (mitte, SG) für die
Kommission. Dem nationalrätlichen Kompromiss zu den dezentralen Einheiten
empfehle die SPK-SR einstimmig zu folgen; auch das Argument des Nationalrats, dass
im Gesetz die gesamte Bevölkerung berücksichtigt sei und es keine explizite Erwähnung
von Minderheitengruppen brauche, habe die gesamte Kommission überzeugt; die vom
Nationalrat formulierte Ausnahmeregel bei der Offenlegung des Quellcodes sei in der
SPK-SR ebenfalls auf einstimmige Unterstützung gestossen; bezüglich der Zuständigkeit
für die Sammlung der Metadaten hätte sich die Kommission zwar mehr Flexibilität
gewünscht, auch hier könne man aber mit der Lösung des Nationalrats gut leben.
Allerdings empfehle die Kommission, am ursprünglichen Entscheid des Ständerats
festzuhalten, dass der Bund bei Vereinbarungen, die er mit Gemeinden abschliesst, die
entsprechenden Kantone anhören müsse. Es wäre stossend, so Würth, wenn ein Kanton
mit seinen Gemeinden digitale Projekte vorantreibe und der Bund mit einzelnen
Gemeinden andere Projekte plane, ohne dass der Kanton dazu etwas sagen könne. Da
es keinen Minderheitsantrag gab, stimmte die kleine Kammer allen
Kommissionsempfehlungen stillschweigend zu.

Damit lag der Ball noch einmal beim Nationalrat. Die Kommission habe nur sehr kurz
getagt, gab Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) zu Protokoll. Sie sei
einstimmig der Meinung, dass man dem Ständerat im letzten Streitpunkt folgen könne:
Die Kommission sei stets der Meinung gewesen, dass der Bund die Kantone anhören
würde, wenn er mit einzelnen Gemeinden Projekte plane – dies hatte auch Bundesrätin
Keller-Sutter betont. Es spreche nichts dagegen, dies explizit ins Gesetz aufzunehmen.
Die grosse Kammer bereinigte diese letzten Differenz schliesslich stillschweigend. 

In den Schlussabstimmungen passierte das Gesetz den Nationalrat mit 183 zu 8
Stimmen (6 Enthaltungen). Die Opposition und die Enthaltungen stammten von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. Der Ständerat stimmte dem Gesetz mit 42 zu 0 Stimmen
einstimmig zu. 2

Mit 8 zu 4 Stimmen beantragte die SPK-SR, die Motion von Gerhard Andrey abzulehnen,
die eine Freigabe von Bildern des Bundes via Open Government verlangt hätte. Dass die
ständerätliche Kommission ein Nein beantragte, obwohl sich die Mehrheit des
Nationalrats und auch der Bundesrat für eine Annahme der Motion ausgesprochen
hatten, war einer Information geschuldet, die sie in der Zwischenzeit eingeholt hatte:
Konkret hatte die SPK-SR die Zahl der in Frage kommenden Bilder sowie die technisch,
finanziell und personell notwendigen Ressourcen für Digitalisierung und Katalogisierung
nachgefragt. Es habe sich dabei einerseits gezeigt, dass die rund 250'000 Bilder
erhebliche Kosten verursachen würden. Andererseits seien mit dem Bundesgesetz über
den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben in der
Frühlingssession 2023 (EMBAG) die gesetzlichen Grundlagen geschaffen worden, die die
Verwaltung sowieso verpflichten, alle Daten unentgeltlich und online zur Verfügung zu
stellen. Die von der Motion verlangte gesetzliche Grundlage gebe es also bereits, so die
Begründung der Kommission für ihre Empfehlung, die Motion abzulehnen. 
In der ständerätlichen Debatte wurden die Argumente der Kommissionsmehrheit von

MOTION
DATE: 31.05.2023
MARC BÜHLMANN
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Daniel Fässler (mitte, AI) ausgeführt. Er wiederholte die Kommissionsargumente und
rechnete vor, dass die Digitalisierung und Veröffentlichung aller Bilder, die sich im
Besitz des Bundes befinden, «rund 60 Mann- oder Fraujahre» in Anspruch nehmen
würde. Auch die Finanzministerin Karin Keller-Sutter betonte, die Kostenfolgen für die
Verwaltung seien «nicht zu unterschätzen», auch wenn der Bundesrat die Motion
grundsätzlich für umsetzbar halte. Der Ständerat folgte mit 23 zu 9 Stimmen (2
Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion ab. 3

Mit 8 zu 1 Stimmen (2 Enthaltungen) empfahl die SPK-SR die Motion von Martin Candinas
(mitte, GR), mit der er eine vermehrte Dezentralisierung der Arbeitsplätze des Bundes
forderte, zur Annahme. 
In der Debatte im Ständerat während der Sommersession 2023 vertrat Stefan Engler
(mitte, GR) die Argumente der Kommission. Es sei bisher nicht viel gegangen, was die
«ausgewogene territoriale Verteilung administrativer Strukturen» anbelange. Dank der
Covid-19-Krise sei es aber zu einiger Flexibilisierung der Arbeit in der
Bundesverwaltung gekommen, was zeige, dass auch flexible Arbeitsstandorte möglich
sein müssten. Man sei deshalb in der Kommission gespannt auf die bundesrätliche
Antwort auf ein entsprechendes Postulat von Hansjörg Knecht (svp, AG; Po. 20.4369). Es
sei aber wichtig und mit Annahme der vorliegenden Motion anzustreben, dass auch
periphere Regionen von dieser Flexibilisierung profitierten. Der angesprochene
Hansjörg Knecht meldete sich ebenfalls zu Wort. Er könne die ablehnende Empfehlung
des Bundesrates, der die Motion Candinas als bereits erfüllt betrachte, nicht
nachvollziehen. Bis jetzt sei kaum Konkretes unternommen worden. Dabei würden nicht
nur die Randregionen, sondern auch die Zentren von einer «besseren Verteilung der
Arbeitsplätze» profitieren, da eine solche weniger «Dichtestress» etwa in Folge von
Wohnungsmangel oder Verkehrsaufkommen bedeuten würde. Finanzministerin Karin
Keller-Sutter wies darauf hin, dass sich seit der ablehnenden Antwort des Bundesrates
im Jahr 2020 einiges getan habe. Neben dem Postulat von Hansjörg Knecht sei die
Regierung auch daran, die Motion der FK-NR (Mo. 20.4338) umzusetzen, die eine
nachhaltigere Gestaltung der vom Bund angebotenen Arbeitsplätze forderte. Auch die
Motion Candinas werde in diese Arbeiten einfliessen. In der Folge nahm der Ständerat
die zuvor schon vom Nationalrat überwiesene Motion stillschweigend an. 4

MOTION
DATE: 31.05.2023
MARC BÜHLMANN

Personnel de l’administration fédérale

Mit einer Reihe von Vorstössen wollte die SVP-Fraktion die Bundesausgaben
reduzieren. Viel Potenzial versprach sie sich dabei von Einsparungen beim
Bundespersonal. Mit einer entsprechenden Motion forderte die Partei im September
2022, die Zahl der Angestellten auf 35'000 Vollzeitstellen zu reduzieren und die
Personalausgaben innerhalb von vier Jahren von «über sechs Milliarden Franken» auf
CHF 5 Mrd. zu senken, wie Mike Egger (svp, SG) für seine Fraktion während der Debatte
in der Sondersession 2023 ausführte. Der öffentliche Sektor umfasse aktuell (inklusive
Kantone) fast eine Million Beschäftigte (etwa ein Viertel aller Arbeitskräfte in der
Schweiz) und sei in den letzten zehn Jahren mit 13 Prozent stärker gewachsen als die
Privatwirtschaft (8% Wachstum). Im Vergleich seien auch die Durchschnittslöhne in der
Bundesverwaltung deutlich stärker gestiegen. Im Schnitt verdienten
Verwaltungsangestellte CHF 126'000, während der mittlere Lohn «bei privaten Firmen»
lediglich CHF 89'000 betrage. Mit entsprechendem Spardruck solle denn auch der
Verzerrung auf dem Arbeitsmarkt begegnet werden, denn während es der
Privatwirtschaft an Fachkräften mangle, habe der Bund diesbezüglich aufgrund der
hohen Löhne kaum Probleme. Dies zwinge die Unternehmen, «an der Lohnschraube zu
drehen», was deren Wettbewerbsfähigkeit reduziere. 
Es handle sich beim Bund in vielen Fällen um Monopolberufe, wandte Barbara Gysi (sp,
SG) ein und auch Finanzministerin Karin Keller-Sutter hob diesen Punkt hervor, als sie
die ablehnende Haltung des Bundesrats gegenüber der Motion begründete:
Sicherheitsberufe beim Fedpol, der Grenzsicherheit oder beim Nachrichtendienst
könnten nicht einfach eingespart werden und stünden als hoheitliche Aufgaben des
Bundes auch nicht im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft. Würde die Motion
angenommen, dann müssten nicht nur solche Monopolberufe gestrichen werden,
sondern Einsparungen von «insgesamt 1.5 Milliarden Franken» innerhalb von vier
Jahren gemacht werden, was etwa den Personalausgaben des EDI, des EJPD und des
UVEK zusammen entspreche. «Es wären also sozusagen drei Departemente
einzusparen», so die St. Galler Magistratin. Sie weise zudem gerne darauf hin, dass die
Personalausgaben in den letzten Jahren trotz gestiegener Anforderungen gemessen an

MOTION
DATE: 02.05.2023
MARC BÜHLMANN
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den Gesamtausgaben stabil bei acht Prozent geblieben seien. In der schriftlichen
Begründung hatte der Bundesrat zudem angemerkt, dass das Parlament zuerst die
Verwaltungsaufgaben reduzieren müsste, bevor bei der Verwaltung gespart werden
könne. Im Moment sei aber eher das Gegenteil der Fall.
Mit Ausnahme der geschlossenen SVP-Fraktion stimmten alle Nationalratsmitglieder
gegen die Motion, die damit mit 137 zu 50 Stimmen (5 Enthaltungen) abgelehnt wurde. 5

Mit dem Argument der «Kostenexplosion beim Bundespersonal», die «endlich gestoppt
oder wenigstens gebremst werden» müsse, versuchte Manuel Strupler (svp, TG) in der
Sommersession 2023 den Nationalrat von der Annahme der Motion seiner Fraktion zu
überzeugen. Der Vorstoss forderte eine Begrenzung der Ferien für Bundesangestellte
auf fünf Wochen. Der Personalaufwand betrage im Moment CHF 6 Mrd. jährlich und es
könne «relativ einfach Personal eingespart werden», wenn der Anspruch auf Ferien
begrenzt werde. Mit fünf Wochen sei man noch immer über dem gesetzlichen Minimum
von vier Wochen, so Manuel Strupler. Die Begründung des Bundesrats, dass Ferien eine
Möglichkeit seien, Arbeitsplätze beim Bund attraktiv zu machen und so dem
Fachkräftemangel zu begegnen, sei falsch. Es brauche mehr Flexibilität der Arbeitszeit
und nicht weniger Arbeitszeit. Eine Annahme der Motion würde zudem helfen, die
Unterschiede hinsichtlich Anstellungsbedingungen beim Bund im Vergleich zur
Privatwirtschaft zu verringern, argumentierte der SVP-Sprecher. 
Finanzministerin Karin Keller-Sutter hielt sich in ihrer Erwiderung kurz und verwies auf
die Notwendigkeit, dass die Bundesverwaltung als Arbeitgeberin konkurrenzfähig
bleibe. In seiner schriftlichen Antwort, mit der der Bundesrat Mitte November 2022
gegen die Motion argumentiert hatte, hatte er überdies betont, dass die
Privatwirtschaft keine homogene Gruppe sei und die Bundesverwaltung vor allem gegen
jene Sektoren wettbewerbsfähig bleiben müsse, die ähnliche Profile von Fachpersonen
benötigten wie sie. Ferien seien zudem lediglich ein Aspekt der Anstellungsbedingungen
unter vielen, mit denen die Attraktivität einer Stelle in der Bundesverwaltung erhöht
werden könne. Lediglich auf das Element «Ferien» zu fokussieren, wie dies die Motion
tue, verkenne die Bedeutung dieses «Gesamtpakets». Zudem seien Ferien neben
flexiblen Arbeitszeitmodellen ein bedeutendes Element zur Befriedigung der
wachsenden Nachfrage von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach einer guten
Balance zwischen Privat- und Berufsleben.
Der Nationalrat lehnte die Motion mit 126 zu 53 Stimmen (11 Enthaltungen) ab;
unterstützt wurde der Vorstoss von der SVP-Fraktion und von fünf Mitgliedern der FDP-
Fraktion. 6

MOTION
DATE: 14.06.2023
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec des organisations internationales

Auch im Nationalrat war die Garantieverpflichtung für ein Darlehen an den neu
geschaffenen Treuhandfonds des IWF für Resilienz und Nachhaltigkeit unbestritten.
Die Vorlage wurde in der Wintersession 2023 seitens APK-NR von Nicolas Walder (gp,
GE) und Christine Badertscher (gp, BE) sowie von Finanzministerin Karin Keller-Sutter
vorgestellt. Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. In der
Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer den Entwurf mit 177 zu 5 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Die wenigen Ablehnungen sowie die Enthaltung stammten von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Relations avec d'autres Etats

Der Ständerat widmete sich in der Wintersession 2023 der Änderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit den Vereinigten Arabischen Emiraten.
Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) gab gekannt, dass das Geschäft in der
vorberatenden WAK-SR unbestritten war, dass die Kommission aber eine Diskussion
über die Besteuerung in den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) geführt habe. Diese
erhöben keine Einkommenssteuern, sondern lediglich eine reduzierte
Körperschaftssteuer von 9 Prozent. Vor diesem Hintergrund sei die Befürchtung
aufgetaucht, dass Personen, die in der Schweiz oder in Europa mit Sanktionen belegt
wurden, ihren Wohnsitz in einen Staat wie die VAE verlegen könnten, dadurch «die
Vorteile der Doppelbesteuerungsabkommen in Anspruch nehmen könn[t]en» und quasi
von einer doppelten Nichtbesteuerung profitierten. Ständerat Schmid forderte den
Bundesrat dazu auf, diesen Aspekt bei zukünftigen Verhandlungen zu DBA zu beachten.
Der Sinn von DBA liege schliesslich darin, eine doppelte Besteuerung zu verhindern,
nicht aber die Besteuerung an sich. Finanzministerin Karin Keller-Sutter nahm diesen
Hinweis zur Kenntnis und plädierte im Übrigen dafür, die Änderung des DBA zu
genehmigen, da diese ein ausgewogenes Verhandlungsergebnis darstelle und sich
positiv auf die weitere Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen auswirken
werde. In der Gesamtabstimmung genehmigte der Ständerat das Änderungsprotokoll
mit 37 zu 1 Stimmen.

In den Schlussabstimmungen am Ende der Wintersession nahm der Nationalrat das
Geschäft mit 138 zu 52 Stimmen (8 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen und die
Enthaltungen stammten aus den Reihen der SVP-Fraktion. Der Ständerat stimmte dem
Geschäft mit 38 zu 2 Stimmen (5 Enthaltungen) zu. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Im Sommer 2022 gab der Bundesrat bekannt, einen staatlichen Innovationsfonds für
Start-ups schaffen zu wollen. Der Fonds soll Jungunternehmen in der Schweiz
vorwiegend in ihrer Wachstumsphase unterstützen und dabei auf die Bereiche
Dekarbonisierung und Digitalisierung fokussieren. Gemäss Analysen erhöhe ein
Innovationsfonds den Reifegrad des Schweizer Risikokapitalmarktes und könne damit
die Standortattraktivität der Schweiz verbessern. Langfristig stärke diese Massnahme
die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz, sichere Arbeitsplätze und schaffe
Wertschöpfung und künftige Steuereinkünfte. Der Fonds solle zudem verhindern, dass
die Schweiz ins Hintertreffen gerät, zumal auch andere Staaten solche Fonds kennen
und sich der Innovationsstandort Schweiz aufgrund des Ausschlusses aus Horizon
verschlechtert habe.
Wie die NZZ im Januar 2023 schrieb, plante Wirtschaftsminister Guy Parmelin einen
Fonds mit Bundesgeldern in der Höhe von CHF 500 Mio. (davon ein Drittel als
Aktienkapital, der Rest als Bundesgarantien für die Fremdkapitalaufnahme). Zusammen
mit privaten Geldgebern könne der Fonds damit eine Grössenordnung von CHF 1 bis 1.5
Mrd. umfassen, so die Zeitung. Parmelin hoffe, mit dem staatlichen Geldtopf private
Investoren für den Start-up-Bereich – insbesondere Pensionskassen – anzulocken.
Gemäss NZZ vertagte der Bundesrat jedoch im Frühjahr 2023 aufgrund
finanzpolitischer Überlegungen – angeblich vor allem auf Geheiss von Finanzministerin
Karin Keller-Sutter – den Entscheid und setzte den «Staatsfonds für Jungfirmen [...] auf
die Wartebank». 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.06.2022
MARCO ACKERMANN

Im Ausland registrierte und verzollte Privatfahrzeuge sollen auch für geschäftliche
Tätigkeiten im Rahmen einer Anstellung in der Schweiz genutzt werden können. Dieser
Ansicht war nach dem Ständerat auch der Nationalrat, der im Februar 2023 eine
Motion Schmid (fdp, GR) mit 137 zu 44 Stimmen an den Bundesrat überwies. Die
Mehrheit der vorberatenden WAK-NR hatte argumentiert, dass mit dieser Anpassung
die gelebte Praxis ins geltende Recht aufgenommen werden und Rechtssicherheit für
alle Beteiligten geschaffen werden könne. Eine Minderheit aus SVP-Vertreterinnen und
-Vertretern war hingegen der Ansicht, das Vorhaben würde Grenzgängerinnen und
Grenzgänger finanziell bevorzugen, da sie im Vergleich zu Schweizerinnen und
Schweizern tiefere Steuern und Abgaben zu entrichten hätten. Zudem befürchtete sie

MOTION
DATE: 27.02.2023
MARCO ACKERMANN
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ein grosses Missbrauchspotential der neuen Regelung. Ein Grossteil der SVP-Fraktion
stimmte deshalb gegen das Anliegen, unterlag aber den anderen Fraktionen deutlich.
Wie Finanzministerin Karin Keller-Sutter im Rat erläuterte, wolle der Bundesrat das
Anliegen im Rahmen der Totalrevision des Zollgesetzes umsetzen. 10

Crédit et monnaie

Marché financier

Eine Motion Hurni (sp, NE) forderte die Einführung eines öffentlich zugänglichen
Registers über die wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Personen und Trusts.
Das Register solle gemäss der Einschätzung der FATF als wirksames Instrument der
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung dienen und so dem
Schweizer Finanzplatz und Wirtschaftsstandort die nötige Transparenz geben. Staaten
wie das Vereinigte Königreich, Dänemark und Norwegen hätten ein solches Register
bereits eingeführt und auch das Europäische Parlament habe diesbezüglich Beratungen
aufgenommen. Das undurchsichtige Finanzsystem und die grosse Komplexität von
juristischen Personen hätten in der Vergangenheit bereits zu verschiedenen
Verwicklungen der Schweiz in Skandale und zu generellen Schwierigkeiten geführt. Die
Problematik zeige sich etwa bei den von der Schweiz übernommenen Sanktionen gegen
Russland, wo es schwierig sei festzustellen, ob eine juristische Person unter die
internationalen Sanktionen falle oder nicht. Finanzministerin Karin Keller-Sutter vertrat
im Rat die ablehnende Position des Bundesrats und wies darauf hin, dass der Bundesrat
das EFD mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs für ein zentrales Bundesregister
über wirtschaftlich Berechtigte von Schweizer Unternehmen sowie über Kategorien von
ausländischen Unternehmen beauftragt habe. Dieses Register könne ab Sommer 2023
bestimmte Schwachstellen bei der Überwachung und Anwendung von Sanktionen
ausmerzen, soll aber anders als vom Motionär gefordert nicht der Öffentlichkeit
zugänglich sein. Während die Fraktionen der SP, der Grünliberalen und der Grünen
geschlossen hinter der Motion standen, stellten sich ihr die SVP- und die FDP-Fraktion
entgegen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten. Der Nationalrat nahm die Motion in
der Sondersession 2023 schliesslich mit 95 zu 92 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 11

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Mittels Motion forderte SVP-Nationalrat Bruno Walliser (ZH) die Ausarbeitung einer
gesetzlichen Grundlage, um die Regulierungen der FINMA auf ihre Stufengerechtigkeit
zu überprüfen. Da die FINMA selber über die Art und den Einsatz ihrer
Regulierungsfunktion und -tätigkeit entscheiden könne und die Regulierungen
eigenständig auf ihre Stufengerechtigkeit überprüfe, könne die Good Governance nicht
gewährleistet werden. Die Überprüfung der Stufengerechtigkeit sei deshalb auf eine
andere, neutrale Instanz wie die RAB zu übertragen, forderte der Motionär.
Finanzministerin Karin Keller-Sutter entgegnete, dass die FINMA keineswegs frei in ihrer
Tätigkeit sei, sondern vielmehr inhaltliche und prozessuale Vorgaben des
übergeordneten Rechts zu beachten habe. So seien die Rechtsetzungskompetenzen
der FINMA beschränkt und sie müsse verschiedene Grundsätze wie den Einbezug von
Betroffenen oder der Öffentlichkeit berücksichtigen. Der Bundesrat beantragte folglich
die Ablehnung der Motion. Entsprechend der Position der Landesregierung lehnte der
Nationalrat die Motion Walliser in der Frühlingssession 2023 mit 139 zu 52 Stimmen bei
2 Enthaltungen ab. 12

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Mit Blick auf zahlreiche Cyberangriffe gegen Unternehmen und öffentliche
Einrichtungen, welche in den vergangenen Jahren publik geworden waren, forderte
Roger Nordmann (sp, VD) mittels Motion ein Verbot der Bezahlung von Lösegeldern
über Kryptowährungen. Um den Finanzflüssen von cyberkriminellen Aktivitäten, welche
mitunter aufgrund der Möglichkeit, mit Kryptowährungen anonymes Lösegeld zu
erlangen, zu einer hyperprofessionellen Industrie mutiert seien, einen Riegel
vorzuschieben, brauche es mehr Regulierungen. So sollen in der Schweiz ansässige
Krypto-Anbietende künftig die im Rahmen von Transaktionen wirtschaftlich
berechtigten Personen zwingend identifizieren müssen, fand Nordmann. Könne die
Identität der wirtschaftlich berechtigten Personen nicht geklärt oder sichergestellt
werden, solle die Benutzung von Kryptowährungen gänzlich verboten werden, schlug
der Motionär vor. Nicht zuletzt solle der Bundesrat eine diplomatische Initiative
lancieren, um diese Standards international einzuführen. Finanzministerin Karin Keller-
Sutter führte im Ratsplenum aus, dass zur Bekämpfung von Cyberattacken mittlerweile

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID
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viel getan worden sei und der Bundesrat deshalb derzeit keinen weiteren
Handlungsbedarf sehe. So sei etwa ein neues Bundesamt für Cybersicherheit am VBS
geschaffen worden und das Geldwäschereigesetz und die Geldwäschereiverordnung
sowie die Finanzmarktinfrastrukturverordnung revidiert worden, welche nun auch auf
Kryptowährungen Anwendung fänden. Dem Bundesrat sei zwar bewusst, dass im
Krypto-Bereich weiterhin Anfälligkeiten bestünden, er sehe diese allerdings vorwiegend
in der internationalen Zusammenarbeit – konkret in der Umsetzung des Standards der
FATF und im Bereich der Strafverfolgung. Während sich die Mehrheit der
vorberatenden WAK-NR ebenfalls gegen die Motion ausgesprochen hatte, unterstützte
sie eine Minderheit Bendahan (sp, VD). 
In der Frühlingssession 2023 folgte der Nationalrat allerdings dem Antrag der
Landesregierung und lehnte die Motion mit 128 zu 50 Stimmen bei 7 Enthaltungen ab. 13

In der Frühjahrssession 2023 lehnte der Nationalrat mit 124 zu 68 Stimmen eine Motion
Molina (sp, ZH) für ein Verbot von Barkäufen bei Immobilien ab. Mit der bestehenden
Gesetzgebung, welche im SchKG für öffentliche Versteigerungen Barzahlungen bis zu
einem Betrag von CHF 100'000 erlaube und dabei keine Sorgfaltspflichten vorsehe, sei
es in der Schweiz relativ einfach, beim Kauf von Immobilien den «Ursprung des Geldes
zu verschleiern», erklärte Molina. Die Intransparenz des schweizerischen
Immobilienmarktes sei nicht zuletzt im Rahmen der Umsetzung der Sanktionen gegen
Russland verstärkt thematisiert worden. Im Sinne der Sicherheit der Schweiz und zum
Schutz der Opfer von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung forderte der
Motionär die grosse Kammer auf, einem Verbot der Barzahlungen bei Immobilienkäufen
zuzustimmen. Finanzministerin Karin Keller-Sutter erklärte, dass sie sich der Risiken
der Geldwäscherei im Immobilienmarkt bewusst sei. Nicht zuletzt seien aus diesem
Grund die Handelsregisterführenden auf diese Problematik sensibilisiert worden,
zudem empfehle der entsprechende Branchenverband seinen Mitgliedern eine
Obergrenze für Barmitteltransaktionen von CHF 15'000. Das EFD arbeite zudem
gegenwärtig an einer Gesetzesvorlage für eine erhöhte Transparenz und für die
erleichterte Identifikation der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen Personen. Im
Rahmen dieser Arbeiten würden verschiedene Anpassungen im Geldwäscherei-
Abwehrdispositiv geprüft, so etwa die Einführung von Sorgfaltspflichten für Personen in
Rechtsberufen oder eine Senkung der Schwelle, bei der Barzahlungen Sorgfaltspflichten
auslösen. Der Bundesrat hatte die Motion deshalb zur Ablehnung empfohlen. 14

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

In einem Bericht soll der Bundesrat aufzeigen, wie die Resilienz des Schweizer
Finanzplatzes gegenüber klima- und umweltbedingten Finanzrisiken gestärkt werden
kann, forderte ein Postulat Fischer (glp, LU). Dabei sollen die Fragen geklärt werden,
inwiefern Schweizer Banken und Versicherungen gegenüber solchen Risiken exponiert
sind, wie sie damit umgehen und mit welchen unternehmerischen und regulatorischen
Massnahmen ihre Widerstandskraft gestärkt werden kann. Eine solche Analyse soll
sowohl für den Finanzsektor im Gesamten, aber auch für die Firmen im Einzelnen
vorgenommen werden. Wie die Finanzministerin Karin Keller-Sutter erklärte, anerkenne
der Bundesrat zwar, dass der Klimawandel und der Biodiversitätsverlust erhebliche
Risiken für die Finanzmarktstabilität bergen; allerdings beschäftigten sich sowohl die
FINMA als auch die SNB im Rahmen ihres Mandates bereits mit solchen Risiken. 
In der Herbstsession 2023 folgte eine Mehrheit des Nationalrats, bestehend aus der
SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktion, dem bundesrätlichen Antrag auf Ablehnung des
Postulats mit 104 zu 88 Stimmen. 15

POSTULAT
DATE: 19.09.2023
CATALINA SCHMID
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Politique monétaire

Mittels Postulat forderte Nationalrat Jörg Mäder (glp, ZH) eine Abklärung, welche
Grundlagen geschaffen werden müssten, um mit dem GNU-Taler ein anonymes
elektronisches Bezahlsystem der SNB einzuführen und in welchem Zeitraum dies
machbar wäre. Der Bericht soll dabei insbesondere auf Aspekte wie die Zuverlässigkeit,
die Skalierbarkeit, den Diebstahl und den Steuer-Betrug eingehen. Der GNU-Taler,
welcher sich vor allem für kleinere Alltagstransaktionen eigne, sei ein elektronisches
Abbild des Schweizer Frankens, das nicht von Währungsrisiken betroffen sei und das
von deren Besitzenden vollständig anonym eingesetzt werden könne. 
Wie Finanzministerin Karin Keller-Sutter in der Herbstsession 2023 einwendete, habe
der Bundesrat die Einführung eines anonymen elektronischen Bezahlsystems bereits in
seinem Bericht «Digitales Zentralbankgeld» geprüft und sei dabei zum Schluss
gekommen, dass dessen Einführung Gesetzesanpassungen voraussetze, die sich je nach
Auslegung erheblich unterschieden. Er erachte eine erneute Prüfung von allfälligen
Gesetzesanpassungen als wenig zielführend und beantrage deshalb die Ablehnung.
Diesem Antrag folgte eine Mehrheit des Nationalrats, bestehend aus Mitgliedern der
SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktionen in der Herbstsession 2023, die das Postulat
mit 104 zu 85 Stimmen bei einer Enthaltung ablehnte. 16

POSTULAT
DATE: 19.09.2023
CATALINA SCHMID

Banque nationale

Mehr Chancengleichheit im Wahlverfahren für den Bankrat der Nationalbank
wünschte sich Daniela Schneeberger (fdp, BL) und forderte mittels Motion eine
Anpassung des Verfahrens. Wie Schneeberger erklärte, werde der elfköpfige Bankrat,
welcher die Aufsicht und Kontrolle über die Geschäftsleitung der SNB ausübe, jeweils
vom Bundesrat (sechs Mitglieder) und von der Generalversammlung der SNB (fünf
Mitglieder) gewählt. Die personelle Zusammensetzung gestalte sich dabei grundsätzlich
nach vom EFD und der SNB festgelegten Prinzipien: Diese umfassten verschiedene
fachliche Kriterien, die Berücksichtigung des Föderalismus und der Sozialpartnerschaft
der Schweiz sowie die Vertretung verschiedener Wirtschaftsbranchen. In der Praxis
werde – wie es vergangene Dekaden vermuten liessen – allerdings immer derselbe
Automatismus angewendet und Vertretende des gleichen Wirtschaftsdachverbands und
derselben Gewerkschaftsdachorganisation in den Rat gewählt. Zur Besetzung dieser
Positionen sei keine öffentliche Ausschreibung vorgesehen, was das Wahlverfahren
äusserst intransparent mache, schrieb Schneeberger in der Motionsbegründung. Zur
Abbildung der Diversität der Schweizer Wirtschaft im Rat forderte die Motionärin und
zugleich Vizepräsidentin des SGV die Prüfung eines Rotationsprinzips unter den
Wirtschaftsorganisationen und einen stärkeren Einbezug von Wirtschaftsvertretenden
verschiedener Organisationen und Branchen bei der Evaluation von Kandidierenden.
Karin Keller-Sutter widersprach und stellte klar, dass bei der Wahl des Bankrats kein
solcher Automatismus existiere. Es sei zwar tatsächlich so, dass in den vergangenen
Wahlverfahren die Kandidierenden von Economiesuisse und des SGB berücksichtigt
worden seien; entscheidend sei allerdings jeweils deren Qualifikation gewesen. Die in
der Motion vorgeschlagenen Änderungen würden die Flexibilität bei der Auswahl von
Kandidierenden einschränken, weshalb sie der Bundesrat ablehne. Mit 116 zu 74
Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat in der Frühlingssession 2023
gegen die Motion aus, wobei der Widerstand gegenüber dem Anliegen aus den
Fraktionen der Grünen, der SP und der SVP stammte. 17

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Nachdem die Gold-Initiative im November 2014 an der Urne verworfen worden war,
brachte Lorenzo Quadri (lega, TI) die Debatte zur Goldlagerung im Ausland Jahre später
erneut auf den Tisch. Mit einer im Mai 2022 eingereichten Motion forderte er, im
Ausland gelagertes Nationalbankgold in die Schweiz zurückzuholen. Die gegenwärtig in
der Welt herrschenden Unsicherheiten und die fortschreitende Entdollarisierung der
Weltwirtschaft machten Gold zu einem immer wichtigeren sicheren Hafen. Die Schweiz,
ihre Verfassung und ihre Gesetze seien mit Blick auf die Neutralitätsfrage momentan
grossem internationalen Druck ausgesetzt. Um zu verhindern, dass das im Ausland
gelagerte Schweizer Gold aus internationalen oder wirtschaftspolitischen Gründen als
Geisel genommen wird, müsse dieses in die Schweiz rückgeführt werden. Konkret
handle es sich gemäss dem Motionär um 30 Prozent der schweizerischen Goldreserven,
welche momentan in England und Kanada lagerten; 70 Prozent der Reserven befänden
sich in der Schweiz. Mit Verweis darauf, dass die Lagerung der Goldreserven in der
alleinigen Verantwortung der SNB liege und der Bundesrat deshalb keine Kompetenzen
in diesem Bereich habe, begründete Finanzministerin Karin Keller-Sutter die

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID
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ablehnende Haltung des Bundesrats. Mit 140 zu 53 Stimmen lehnte der Nationalrat die
Motion in der Frühlingssession 2023 ebenfalls ab. 18

Banques

Im März 2023 verschlechterte sich die Situation der Credit Suisse (CS) – welche seit
Jahren mit wiederkehrenden Verlusten, Managementwechseln und Skandalen zu
kämpfen hatte – wegen verschiedener Ereignisse praktisch täglich dramatisch. Die
Aktien der Grossbank, die «sich bereits seit zwei Jahren von Tiefpunkt zu Tiefpunkt»
hangle (NZZS) – brachen drastisch ein und stabilisierten sich trotz einer
Liquiditätsspritze der Nationalbank nicht. Die CS stecke in einer tiefen Vertrauenskrise
und schaffe es trotz intakter Kapitalisierung nicht, die massiven Geldabflüsse zu
stoppen, analysierte etwa SRF. Am Freitag, dem 17. März, begann laut Tages-Anzeiger
die «Gerüchteküche» über eine mögliche Fusion der CS und der UBS in Folge eines
Artikels der Financial Times erneut verstärkt zu brodeln und die Spekulationen in der
nationalen und der internationalen Presse nahmen weiter zu.

Nach einem «dramatischen Wochenende» (NZZ) beriefen Bundespräsident Alain
Berset, Finanzministerin Karin Keller-Sutter sowie verschiedene Vertretende der
FINMA, der SNB, der CS und der UBS am Sonntagabend, dem 19. März 2023, eine
ausserordentliche Medienkonferenz ein. Dabei bestätigten sie die etwa in der NZZ am
Sonntag geäusserten Befürchtungen der vergangenen Tage: Bundespräsident Alain
Berset gab die Übernahme der Credit Suisse durch die UBS und damit das Ende der
seit 1856 bestehenden Grossbank und des einstigen Vorzeigeinstituts der Schweiz
bekannt (Blick). Für insgesamt CHF 3 Mrd. in Form von UBS-Aktien, was laut Aargauer
Zeitung einem «Schnäppchenpreis» von 76 Rappen pro CS-Aktie entspreche,
übernahm die UBS das gesamte Geschäft der CS. Dies entsprach laut NZZ weniger als
der Hälfte des Marktwerts der CS, der am 19.3.2023 noch CHF 7.4 Mrd. betragen hatte. 
Das Schicksal der CS, der zweiten Schweizer Grossbank neben der UBS, sei nicht nur für
die Schweiz, ihre Unternehmen, Privatkunden und Angestellten von Bedeutung, sondern
aufgrund ihrer internationalen Stellung als global systemrelevante Bank auch für die
Gesamtstabilität des internationalen Finanzsystems, erklärte der Bundespräsident die
Tragweite der Ereignisse und die Bedeutung, die diesem Entscheid zukomme.
Der Landesregierung sei bewusst gewesen, dass das Vertrauen in die Bank aufgrund der
Volatilität auf dem internationalen Finanzmarkt nicht wiederhergestellt werden könne
und es eine sofortige Lösung brauche, um einen unkontrollierten Konkurs zu verhindern
mit dem die Stabilität des gesamten Systems gefährdet gewesen wäre. Der Bundesrat
habe sich im Rahmen der Lösungsfindung mit verschiedenen Szenarien für die Zukunft
der CS befasst und sei dabei zum Schluss gekommen, dass die Übernahme durch die
UBS die deutlich geringsten Risiken für den Bund und für den Finanzplatz Schweiz
hätten, erklärte Karin Keller-Sutter während der Medienkonferenz. Die Übernahme sei
die geeignetste Lösung, um das Vertrauensproblem und das daraus entstehende
Liquiditätsproblem der CS anzugehen. Wie zudem der Medienmitteilung zu entnehmen
war, unterstütze die Landesregierung die Übernahme der CS und werde zum Schutz der
Finanzmarktstabilität und der Schweizer Volkswirtschaft die notwendigen
Rahmenbedingungen schaffen, um eine erfolgreiche Umsetzung zu garantieren. 

Diese Rahmenbedingungen goss der Bundesrat in der Folge in verschiedene
Notverordnungen. So verabschiedete er am Donnerstag, dem 16. März, zwei
Massnahmen zum Schutz der Liquidität der CS. Damit ergänzte er gemäss
Medienmitteilung die bereits ausbezahlte und nicht ausreichende Nationalbankhilfe
ELA. Er schuf zudem die rechtliche Grundlage, um den beiden betroffenen Banken
Zugang zu weiteren Liquiditätshilfe-Darlehen der SNB in der Höhe von CHF 200 Mrd. zu
gewähren. Da die CS nicht in der Lage sei, dieses Darlehen selbstständig abzusichern,
schuf der Bundesrat für eine erste Tranche von CHF 100 Mrd. ein Konkursprivileg im
Sinne einer «ELA Plus» (Karin Keller-Sutter) zur Absicherung der SNB im Falle eines
Konkurses der CS. Diese erste Tranche käme der CS und der UBS zugute, erläuterte die
NZZ. Die zweite Tranche wurde durch eine Ausfallgarantie an die SNB abgesichert, für
welche der Bund haftete. Diese Ausfallgarantie, die erst subsidiär zur ersten Tranche
und unter strengen Voraussetzungen zum Zuge komme, sei Teil eines neuen
Instruments zur Stärkung der Stabilität des Finanzsektors, dem sogenannten Public
Liquidity Backstop (PLB), so der Bundesrat. Bereits im vergangenen Jahr habe die
Landesregierung beschlossen, dieses im Ausland verwendete Instrument in der Schweiz
zu übernehmen, und man habe bereits Vorbereitungen für eine Vernehmlassung
getroffen, die in den kommenden Monaten eröffnet werde. Mit der Zuspitzung der Lage
rund um die CS habe der Bundesrat jedoch entschieden, den PLB bereits einzusetzen.

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 19.03.2023
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Die durch den PLB garantierte Tranche diene als zusätzliche Liquiditätshilfe für die CS,
erklärte die NZZ. 
Zur Reduktion der Risiken, die für die UBS durch den Kauf der CS entstünden, schuf der
Bundesrat ebenfalls noch am Sonntag, dem 19. März, als dritte Massnahme mittels
Verordnung eine Verlustabsicherung. Bei «potenziellen Verlusten aus bestimmten
Aktiven», die die UBS übernehme, käme der Bund für Verluste in der Höhe von
insgesamt CHF 9 Mrd. auf, so die Medienmitteilung. Diese Garantie komme allerdings
erst beim Überschreiten einer gewissen Schwelle zum Tragen, denn die UBS müsse
Verluste bis zu CHF 5 Mrd. selbst tragen. 
Für die Gewährleistung der Darlehen sowie der Garantien beantragte der Bundesrat der
FinDel einen dringlichen Verpflichtungskredit, dem diese am Sonntagnachmittag
schliesslich zustimmte. Später musste sie auch dem Parlament noch zur Genehmigung
vorgelegt werden.

Die Bekanntgabe der Fusion von UBS und CS löste in der Presse eine Welle an Berichten
aus und führte zu einer breiten öffentlichen Debatte rund um die Verantwortlichkeiten,
den Umgang und die Folgen des Zusammenbruchs der CS. Das Parlament reagierte auf
deren Untergang mit einer Reihe von Vorstössen mit denen die Geschehnisse
aufgearbeitet werden sollen. 19

Im Lichte der Ereignisse rund um die Credit Suisse (CS) im März 2023 und der
anschliessenden Bekanntgabe der Übernahme der Grossbank durch die UBS, reichte
das Büro des Nationalrats bereits Ende März 2023 auf Antrag der beiden Fraktionschefs
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Roger Nordmann (sp, VD) sowie unter Zuspruch aller
Parlamentsfraktionen per einstimmigem Beschluss eine parlamentarische Initiative ein,
die die Schaffung einer parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) zur
Untersuchung der Verantwortlichkeiten rund um die Notfusion der CS mit der UBS
forderte. Bei der PUK handle es sich um «die schärfste Waffe des Parlaments, um
Ereignisse ‹grösserer Tragweite› aufzuarbeiten» (AZ) sowie um «die schweizerische
Form eines Misstrauensvotums gegenüber der Landesregierung und der
Bundesverwaltung» (NZZ), die zwar «oft gefordert, [aber] selten umgesetzt» werde
(NZZ), denn eine PUK habe es in der Schweizer Geschichte bisher erst vier Mal
gegeben.

Wenige Tage später gab die GPK-NR mittels Medienmitteilung bekannt, den Einsatz
einer PUK mit Blick auf die Tragweite der Geschehnisse grundsätzlich ebenfalls zu
befürworten. Sie habe hierbei Abklärungsbedarf identifiziert, der insbesondere die
bundesrätliche Umsetzung des geltenden Rechts, die Beaufsichtigung der CS, die
Prüfung alternativer Lösungswege, das Frühwarnsystem des Bundes sowie die
Anwendung des Notrechts betreffe. Zum Zwecke einer grösseren
Entscheidungsgrundlage wolle sie bis Mitte Mai jedoch verschiedene
Abklärungsarbeiten vornehmen, womit sie sich den von ihrer Schwesterkommission
bereits wenige Tage nach Bekanntgabe der Übernahme der CS durch die UBS
beschlossenen Arbeiten anschloss. Bis Mitte Mai führten die beiden
Geschäftsprüfungskommissionen sodann Anhörungen mit dem Bundespräsidenten
Alain Berset, der EFD-Vorsteherin Karin Keller-Sutter sowie Vertretenden der SNB und
der FINMA durch und liessen sich zudem über die Vorabklärungen der von der GPK
beauftragten Subkommissionen informieren. Nach Abschluss dieser Abklärungsarbeiten
sprach sich schliesslich auch die GPK-SR für weiterführende Untersuchungen durch
eine PUK aus.

Mitte Mai äusserte sich auch das Büro des Ständerats zur Thematik und gab bekannt,
den Einsatz einer PUK ebenfalls einstimmig zu befürworten. Es sei zum Schluss
gekommen, dass im vorliegenden Fall die Tragweite der Ereignisse, aber auch die
finanziellen Auswirkungen den Einsatz einer PUK rechtfertigten. Das Büro-SR, welches
sich beim Einsatz von PUKs gemäss Blick häufig zurückhaltender zeige, hatte erst die
Ergebnisse der Arbeiten der beiden GPKs abwarten wollen. Für dessen Entschluss sei
deshalb insbesondere ausschlaggebend gewesen, dass sich beide
Geschäftsprüfungskommissionen für das Vorhaben ausgesprochen hatten, schrieb das
Büro in seiner Medienmitteilung. Es begrüsse vor allem die breite Formulierung des
Untersuchungsmandats, welches alle Akteure einschliesse, die der parlamentarischen
Oberaufsicht unterstünden sowie auch die Vorgänge der letzten Jahre beinhalte, die
schliesslich in dieser Notfusion geendet hatten. 20
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In der Frühlingssession 2023 nahm der Nationalrat mit 92 zu 82 Stimmen bei 18
Enthaltungen eine Motion Birrer-Heimo (sp, LU) für höhere Eigenkapitalanforderungen
an global tätige Grossbanken an. Konkret forderte die SP-Nationalrätin für global
systemrelevante Grossbanken eine Erhöhung der ungewichteten Eigenkapitalquote auf
mindestens 15 Prozent. Die Anforderungen seien mit Werten zwischen 3 und 5 Prozent
gegenwärtig deutlich zu niedrig und hätten so auch bei der Credit Suisse zu einer Kultur
risikoreicher Entscheide geführt, die schliesslich in deren Niedergang und Übernahme
durch die UBS geendet habe. Mit dermassen tiefen Anforderungen an Banken sei es
kein «Kunststück», dass die CS die Eigenkapitalanforderungen bis zum Schluss erfüllt
habe. Um die Schweiz aus «der Geiselhaft von Grossbanken» zu befreien, brauche es
einen «Kasten mit verschiedenen Instrumenten» für ein besseres Eigenkapital, eine
andere Risikokultur und eine bessere Aufsicht, argumentierte Birrer-Heimo.
Finanzministerin Karin Keller-Sutter stimmte der Motionärin darin zu, dass eine
Betrachtung der Eigenkapital- und Liquiditätsvorschriften zentral sei. Jedoch sei der
Bundesrat der Ansicht, dass solche Fragen vor der Umsetzung spezifischer Massnahmen
erst im Rahmen der in der ausserordentlichen Session beschlossenen Aufarbeitung des
TBTF-Instrumentariums geklärt werden sollten, weshalb er die Motion zur Ablehnung
empfahl. Ebenfalls ablehnend zum Vorstoss positionierten sich die Fraktionen der SVP
und der FDP sowie einzelne Personen aus der Mitte-Fraktion, während eine
Grossmehrheit der Mitte-Fraktion, die beiden links-grünen Fraktionen und ein Mitglied
der FDP-Fraktion erfolgreich für Annahme stimmten. Die geschlossen stimmende GLP-
Fraktion enthielt sich zusammen mit einzelnen Personen aus den Fraktionen der SVP
und der Mitte der Stimme. 21

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Mittels Motion forderte Nationalrätin Prisca Birrer-Heimo (sp, LU) ein Verbot von
Bonuszahlungen in systemrelevanten Banken – insbesondere bei den obersten
Organen oder der Geschäftsführung von Banken mit impliziten oder expliziten
Staatsgarantien. Verschiedenste Vorfälle der vergangenen Jahre – darunter der
Niedergang der Credit Suisse – hätten gezeigt, dass bonusbetriebene und somit
monetäre Anreizsysteme zu einer aggressiven Risikokultur führen könnten, wodurch
Risk- und Compliance-Systeme komplett vernachlässigt würden, so die Luzernerin im
Ratsplenum. Für das dadurch entstehende unverantwortliche Risiko dieser
ursprünglich angelsächsischen Praktik hafteten letztlich die Steuerzahlenden.
Finanzministerin Karin Keller-Sutter wandte im Namen des Bundesrats ein, dass in der
ausserordentlichen Session vom April 2023 verschiedene Postulate überwiesen worden
seien, welche die Thematik der variablen Vergütungen ebenfalls tangierten. Der
Bundesrat plädiere also dafür, diesen Analysen nicht vorzugreifen, die Ergebnisse
abzuwarten und darum die Motion abzulehnen. Mit ihrem Einwand vermochte die
Finanzministerin allerdings nicht zu überzeugen: Mit 101 zu 70 Stimmen bei 22
Enthaltungen nahm der Nationalrat die Motion Birrer-Heimo im Mai 2023 deutlich an.
Während der Widerstand aus den Fraktionen der SVP, der FDP und von zwei Personen
der Mitte-Fraktion stammte, enthielt sich die Grünliberale Fraktion geschlossen und
gemeinsam mit einzelnen Mitgliedern der SVP- und der Mitte-Fraktion. 22

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

In der Frühlingssession 2023 behandelte der Nationalrat fünf identische Motionen für
eine sogenannte Swiss Green Investment Bank. Die Motionen Andrey (gp, FR; Mo.
22.3469), Fischer (glp, LU; Mo. 22.3470), Jauslin (fdp, AG; Mo. 22.3471), Landolt (mitte,
GL; Mo. 22.3472) und Widmer (sp, ZH; Mo. 22.3473) forderten die Schaffung einer
Klimainvestitionsbank, die hauptsächlich zwei Ziele verfolgen soll: erstens die
Förderung von nachhaltigen Projekten im Bereich des Klima- und Artenschutzes und
zweitens die Mobilisierung von privatem Kapital für ökologische Projekte im In- und
Ausland. Private Investitionen in solche Projekte hätten es gegenwärtig aufgrund der
intransparenten Risikostruktur und einer zu hohen Risikoeinstufung schwer, wodurch
nachhaltige Finanzanlagen viel Know-how voraussetzten, erklärte Roland Fischer im
Ratsplenum. Eine Klimainvestitionsbank könne hier ansetzen, solches Wissen aufbauen,
dieses den potenziellen Investorinnen und Investoren zur Verfügung stellen und sie mit
verschiedenen Finanzinstrumenten gegen Kreditrisiken und Währungsverluste
absichern. Durch die Senkung des Investitionsrisikos sollen privates Engagement in
diesem Bereich attraktiver gemacht und Einnahmen generiert werden, die
beispielsweise in weitere Projekte investiert werden könnten. Wie Finanzministerin
Karin Keller-Sutter erklärte, anerkenne der Bundesrat zwar die Bedeutung der
verstärkten Mobilisierung privater Gelder für ausländische Klima- und
Biodiversitätsprojekte sowie der Einhaltung der internationalen Verpflichtungen,
jedoch stellten sich mit diesem Vorhaben eine Reihe von Grundsatzfragen, die gegen
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ein solches Instrument sprächen. Erstens sei das für Steuerzahlende entstehende
finanzielle Risiko nicht geklärt, ebenso wenig wie die Mittel, mit denen eine solche
Klimainvestitionsbank finanziert werden soll. Zweitens stelle es die Schweiz vor
unbekannte volkswirtschaftliche und wettbewerbsrechtliche Konsequenzen sowie
Verlustrisiken. Drittens eröffne sich die Frage der Subsidiarität staatlichen Handelns
und viertens bestehe die Gefahr einer ineffizienten Marktverzerrung sowie von
Doppelspurigkeiten mit der Sifem und multilateralen Entwicklungsbanken. Des Übrigen
habe der Bundeshaushalt derzeit wenig finanziellen Spielraum für die Schaffung einer
solchen Green Investment Bank. In der Abstimmung über die Motion überwog der
Widerstand aus den Fraktionen der FDP, der Mitte und der SVP knapp: Mit 95 zu 92
Stimmen bei 3 Enthaltungen lehnte die grosse Kammer die fünf Motionen ab. 23

Nachdem das Parlament in der Sommersession 2024 die erst fünfte Parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) beschlossen hatte, gaben die Büros der beiden
Kammern Mitte Juni die Mitglieder und das Präsidium der PUK bekannt. Die
Untersuchungskommission, die sich den behördlichen Verantwortlichkeiten rund um
den Zusammenbruch der Credit Suisse (CS) widme, werde, wie es der einfache
Bundesbeschluss des Büro-NR vorgesehen habe, aus jeweils sieben Mitgliedern pro Rat
bestehen, wobei sich das Präsidium aus jeweils einem Mitglied jeder Kammer
zusammensetzen werde.

Die Vetretenden der beiden Räte wurden von ihren jeweiligen Büros gewählt. Der
Nationalrat wird gemäss der Wahl des Büro-NR durch Alfred Heer (svp, ZH), Thomas
Matter, (svp, ZH), Roger Nordmann (sp, VD), Leo Müller (mitte, LU), Franziska Ryser (gp,
SG), Daniela Schneeberger (fdp, BL) und Roland Fischer (glp, LU) repräsentiert. Das Büro
des Ständerats wählte folgende Ständeratsmitglieder in den Untersuchungsausschuss:
Isabelle Chassot (mitte, FR), Heidi Z’graggen (mitte, UR), Philippe Bauer (fdp, NE),
Andrea Caroni (fdp, AR), Werner Salzmann (svp, BE), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Maya
Graf (gp, BL).

Am 14. Juni fanden sich die beiden Büros schliesslich zu einer Koordinationskonferenz
zusammen, bei welcher sie das Ratspräsidium wählten. Wie der Tages-Anzeiger nach
dieser Konferenz rückblickend berichtete, «knackten drinnen im Bundeshaus die
Frauen eine der letzten Männerbastionen der Schweizer Politik», während sich auf den
Strassen der feministische Streiktag für mehr Gleichstellung abspielte. In der
Koordinationskonferenz setzten sich noch im ersten Wahlgang Isabelle Chassot als
erste Frau in einem PUK-Präsidium und Franziska Ryser als Vize-Präsidentin gegen die
übrigen Kandidaten Roger Nordmann, der eigens für dieses von ihm angestrebte Amt
das SP-Fraktionspräsidium aufgegeben hatte, und Alfred Heer durch.

Das PUK-Präsidium sei «eine der ganz grossen Weihen in der Schweizer Politik», denn
mit Kurt Furgler und Moritz Leuenberger hatten in der Vergangenheit zwei der vier
bisherigen PUK-Präsidenten in die Landesregierung Eingang gefunden, erklärte der
Tages-Anzeiger im Nachgang der Wahl. Die Wahl Chassots, so mutmasste die Presse, die
als Quereinsteigerin in die Finanzmarktthematik komme, sei teilweise auch ihrer
Parteizugehörigkeit geschuldet. Denn die Mitte-Partei sei die einzige politische
Gruppierung in Bundesbern, die im CS-Dossier nicht auf irgendeine Art und Weise
vorbelastet sei, analysierte die NZZ. So richte sich die Untersuchung der PUK unter
anderen gegen die Finanzministerin Karin Keller-Sutter und ihren Vorgänger Ueli
Maurer, die von der FDP respektive von der SVP gestellt wurden. Wie der Tages-
Anzeiger ausführte, habe die bürgerliche Mehrheit im Parlament den Posten zudem
nicht der Ratslinken überlassen wollen. Denn gemäss Aargauer Zeitung (AZ) hatte sich
die SP in den ersten Tagen des CS-Debakels zu klar positioniert und die NZZ war der
Ansicht, dass sich die Partei in den vergangenen Monaten und Jahren als «Anti-Banken-
Partei» profiliert habe. Den Grünen und der GLP fehlte es gemäss Presse an
politischem Einfluss, den der «Posten dieser Gewichtsklasse» (AZ) voraussetze. Von den
drei Mitte-Parlamentsmitgliedern in der PUK sei Chassot die Leitung dieser «höchst
komplexen Untersuchung» schliesslich am ehesten zugetraut worden, so der Tages-
Anzeiger. 
Wenige Tage später eröffnete der Bundesrat in seiner Medienmitteilung, dass Karin
Keller-Sutter die Landesregierung in der PUK vertreten werde. Es sei Usus, dass die
Vorsteherin des Departements des zu untersuchenden Dossiers die Vertretung in der
PUK übernehme.
Die damit vollständig besetzte PUK sollte ihre Arbeit nach Ablauf der Sommersession
2024 aufnehmen. 24
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Bourses

Der Nationalrat beriet die Änderung des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG) in
der Frühlingssession 2023. Die vorberatende WAK-NR beantragte – wie zuvor bereits
ihre Schwesterkommission – einstimmig die Annahme des Entwurfs.
Kommissionssprecherin Petra Gössi (fdp, SZ) erklärte, diese Massnahme, welche dem
Schutz des Schweizer Börsenplatzes diene, habe sich in der Vergangenheit bewährt und
der Schweiz gar Profite eingebracht. Finanzministerin Karin Keller-Sutter fügte an, dass
sich der Bundesrat weiterhin für eine unbefristete Börsenäquivalenz einsetze. Es sei
zudem denkbar, dass die EU in naher Zukunft ihr Recht so ändern werde, dass diese
Schutzmassnahme obsolet werde; bis dahin bleibe sie für den Schweizer Börsenplatz
allerdings äusserst zentral. Der Entwurf war auch im Plenum des Nationalrats
unbestritten. Die grosse Kammer trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein und
stimmte dem Beschluss des Ständerats diskussions- und oppositionslos zu. 

Die Schlussabstimmungen konnten somit ebenfalls in der Frühlingssession 2023
stattfinden. Sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat stimmten dem gänzlich
unumstrittenen Entwurf jeweils einstimmig zu. 25

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.03.2023
CATALINA SCHMID

Finances publiques

Finances publiques

La conseillère nationale Samira Marti (ps, BL) a remis sa demande de rapport sur
l'ampleur de la soustraction d'impôt et de l'optimisation fiscale sur la table en mars
2023, en déposant un nouveau postulat 23.3188 intitulé pareillement que le postulat
21.3359 de mars 2021 qui n'avait pas été traité par les chambres. Dans sa réponse de
mai 2023, le Conseil fédéral propose de rejeter le nouveau postulat, puisque le Conseil
fédéral reconnaît ne pas être en mesure de fournir d'estimations fiables. L'exécutif
reconnaît toutefois l'existence du problème en Suisse et soutient les efforts
internationaux en la matière. 
Durant le débat à la chambre basse le 27 septembre 2023, le conseiller national libéral-
radical Hans-Peter Portmann (plr, ZH) a demandé à la socialiste bâloise de fournir des
chiffres plus récents, ce à quoi elle a répondu que l'absence de chiffres récents était
précisément l'objet de son postulat. En clôture de débat, la ministre des finances Karin
Keller-Sutter a rappelé l'impossibilité pour l'exécutif d'établir un tel rapport. Le
postulat a été refusé par 99 voix (50 UDC, 26 PLR, 23 Le Centre) contre 86 (39 PS, 14
Vert'libéraux, 3 Le Centre, 30 Vert-e-s) et 1 abstention. Le postulat est donc liquidé. 26

POSTULAT
DATE: 27.09.2023
LOUISE DROMPT

Impôts indirects

In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat die Beratung der
Mehrwertsteuerrevision. Die WAK-SR beantragte dabei zahlreiche Differenzen
gegenüber der nationalrätlichen Version. Zu Beginn der Debatte stellte
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) klar, dass sich die WAK-SR gegen die
diskutierte Ausweitung der Plattformbesteuerung auf elektronische Dienstleistungen
ausgesprochen habe. Stattdessen habe man eine Motion eingereicht, um die
Auswirkungen einer solchen ausführlich klären zu können. 

Die meisten Aspekte der Vorlage hiess der Ständerat als Zweitrat stillschweigend gut,
etwa die Unterstellung der Produkte der Monatshygiene (z.B. Tampons und Binden)
unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5 Prozent statt wie bisher 7.7 Prozent
(gemäss der Motion Maire: sp, NE; Mo. 18.4205), die Schaffung der neuen
Plattformbesteuerung (gemäss der Motion Vonlanthen: damals cvp, FR; Mo. 18.3540)
oder die Gleichstellung von Sport- und Kulturvereinen bei der Mehrwertsteuer (gemäss
der Motion Page: svp, FR; Mo. 17.3657). 

Abweichungen gegenüber dem Nationalrat schuf die kleine Kammer jeweils auf Antrag
ihrer Kommission – der sie in allen Anträgen folgte –, beispielsweise bei der Behandlung
von gewinnorientierten Anbietenden im Gesundheitsbereich. In mehreren Punkten war
der Nationalrat zuvor von der bisherigen Regelung, wonach lediglich nicht
gewinnorientierte Unternehmen von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden
können, abgewichen. So hatte er etwa auch den Belegärzten in Ambulatorien oder
Tageskliniken erlaubt, ihre Leistungen ohne Mehrwertsteuer abzurechnen, obwohl
diese Gewinne erzielen können. Die Kommissionsmehrheit befürwortete es
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diesbezüglich hingegen, bei dem Prinzip zu bleiben, wonach alles, «was Gewinn abwirft,
[...] auch der Mehrwertsteuerpflicht unterliegen» soll, wie es Kommissionssprecher
Ettlin formulierte. Hingegen wich die Kommissionsmehrheit selbst von dieser Regelung
ab, als sie beantragte, dass nicht mehr nur wie bisher die gemeinnützigen
Organisationen der Krankenpflege (konkret die öffentliche Spitex) Betreuungs- und
Begleitungsleistungen mehrwertsteuerbefreit anbieten können sollten, sondern auch
die gewinnorientierten. Sie begründete diesen Entscheid damit, dass es keinen Sinn
mache, dieselben Leistungen je nach Anbietenden unterschiedlich zu besteuern. Eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) lehnte den Bruch mit dem bisherigen Konzept ab und
beantragte die Streichung dieser Neuerung. Finanzministerin Keller-Sutter ergänzte,
dass damit nur eine neue Ungleichbehandlung geschaffen werde, zum Beispiel
gegenüber allen anderen Unternehmen, die Reinigungsleistungen anbieten, aber keine
Spitex-Organisation darstellten. Mit 20 zu 18 Stimmen folgte der Ständerat jedoch
seiner Kommissionsmehrheit. 
Hingegen sträubten sich die Kommissionsmehrheit sowie die kleine Kammer gegen
weitere, vom Nationalrat vorgesehene Ausweitungen der Ausnahmen von der
Mehrwertsteuer im Gesundheitsbereich. So lehnte der Ständerat etwa eine allgemeine
Ausnahme des Zurverfügungstellens von Personal zur Krankenbehandlung oder
Sozialhilfe von der Mehrwertsteuer ab – bisher war eine solche Ausnahme nur religiösen
oder weltanschaulichen, nicht-gewinnorientierten Einrichtungen möglich gewesen.
Auch eine Ausdehnung der Ausnahmen auf alle Leistungen der koordinierten Vorsorge –
auch auf die vom Bundesrat ausgenommenen administrativen Leistungen – hiess die
Mehrheit der WAK-SR nicht gut. 

Differenzen schuf der Ständerat auf Antrag seiner Kommission auch in anderen
Themenbereichen. Bei der Umsetzung der Motionen Stöckli (sp, BE; Mo. 18.4194) und
von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363) für eine Ausnahme von ausländischen
Touranbietern von der Schweizer Mehrwertsteuer etwa hatte der Bundesrat
vorgeschlagen, dass Dienstleistungen von Reisebüros am Ort der wirtschaftlichen
Tätigkeit der Reisebüros besteuert werden sollen. Dies sollte sicherstellen, dass
ausländische Reisebüros auch weiterhin Reisen in die Schweiz anbieten, der
Nationalrat hatte die neue Regelung jedoch gestrichen, da sie die Schweizer
Reiseanbietenden benachteiligen würde. Die WAK-SR schlug stattdessen erfolgreich
vor, die Ungleichbehandlung zu beheben, indem auch die Schweizer Anbietenden von
der Mehrwertsteuer befreit werden.
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission auch zur Umsetzung der Motion Riklin
(damals cvp, ZH; Mo. 19.3783). So werden heute «sämtliche Hilfsmittel der
Landwirtschaft zum tieferen Satz besteuert», wie der Kommissionssprecher ausführte –
somit also auch Pestizide, die auch in Privatgärten eingesetzt werden. Neu sollen
gemäss Kommission und Ständerat jedoch nur noch umweltfreundliche
Pflanzenschutzmittel dem tieferen Satz unterstehen, womit die Motion erfüllt würde. 
Schliesslich ist es möglich, dass bei der ESTV registrierte und nach der effektiven
Methode abrechnende steuerpflichtige Importeurinnen und Importeure ihre
Mehrwertsteuer nicht am Zoll entrichten und diese später als Vorsteuer zurückfordern
müssen, sondern direkt in der Mehrwertsteuerabrechnung verrechnen können. Dieses
sogenannte Verlagerungsverfahren sollte gemäss Bundesrat neu auch für die
Plattformen gelten. Der Nationalrat wollte es zudem auf alle Importeurinnen und
Importeure ausdehnen, was gemäss WAK-SR jedoch eine Verschiebung von CHF 2.9
Mrd. an Einnahmen auf einen späteren Zeitpunkt, Mehraufwand für die Verwaltung und
die Unternehmen sowie eine Benachteiligung der Binnenwirtschaft bedeuten würde.
Folglich beantragte die Kommission erfolgreich die Streichung der entsprechenden
Ausdehnung durch den Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf – mit insgesamt 14
Differenzen zum Nationalrat – einstimmig (mit 35 zu 0 Stimmen) an und schrieb
verschiedene ihm zugrunde liegende Vorstösse ab. Jedoch entschied er sich auf Antrag
seiner Kommission, bei der Motion 16.3431 der WAK-SR auf eine Abschreibung zu
verzichten, da man die Grundsatzfrage des Vorstosses, nämlich ob subventionierte
Aufgaben der Mehrwertsteuer unterliegen sollen, noch nicht geklärt habe. 27
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Budget

Ausserordentliche Sessionen können von einem Viertel der Mitglieder eines Rats unter
anderem dann einberufen werden, wenn die FinDel einer dringlichen Verpflichtung von
mehr als CHF 500 Mio. zugestimmt hat. In diesem Fall muss die ausserordentliche
Session «in der dritten Kalenderwoche nach Einreichung des Begehrens stattfinden»,
wie die Parlamentsdienste erklären. Folglich kam es im April 2023 zu einer
ausserordentlichen Session, in der das Parlament den Nachtrag Ia zum Voranschlag
2023 behandelte. Konkret ging es um zwei Verpflichtungskredite in der Höhe von CHF
100 Mrd. als Ausfallgarantie an die SNB respektive CHF 9 Mrd. zur Absicherung von
allfälligen Verlusten der UBS. Den Auftakt zur ausserordentlichen Session machte
Bundespräsident Berset mit einer Erklärung des Bundesrats in beiden Räten, in der er
die Ereignisse rund um die Übernahme der CS durch die UBS Revue passieren liess. 

Gleichentags behandelten Ständerat und Nationalrat erstmals den Nachtrag Ia. In der
Eintretensdebatte zeigten sich die Sprechenden im Ständerat mehrheitlich mit dem
Handeln des Bundesrates in dieser aussergewöhnlichen Situation einverstanden,
kritisierten aber allen voran die erneute Dringlicherklärung einer Verordnung. Wichtig
sei es nun vor allem, Lehren für die Zukunft zu ziehen und entsprechende Massnahmen
zu erlassen, war man sich einig. Johanna Gapany (fdp, FR) stellte für die FK-SR noch
einmal klar, dass das Parlament nach der Zustimmung der FinDel zu den zwei
Verpflichtungskrediten am 19. März 2023 nicht mehr die Möglichkeit habe, diese
Kredite zu verhindern, da der Bundesrat anschliessend rechtlich bindende
Verpflichtungen eingegangen sei. Jedoch wolle man Bedingungen zu ihrer Verwendung
festlegen, ergänzte die Kommissionssprecherin. Entsprechend schlug die
Kommissionsmehrheit unter anderem eine Regelung vor, wonach allfällige weitere
Ausfallentschädigungen nur über den ordentlichen Weg und nicht über den
Dringlichkeitsweg gesprochen werden dürfen. Mit Verweis darauf, dass man nicht mit
ordentlichem Recht das auf der Verfassung beruhende Dringlichkeitsrecht aushebeln
könne, beantragte eine Minderheit Hefti (fdp, GL), auf diese Änderung zu verzichten.
Ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) verlangte überdies, gänzlich auf die
Garantieleistung an die UBS zu verzichten, zumal die UBS von dem Kauf profitiere und
allfällige Verluste selbst tragen könne. Bundesrätin Keller-Sutter verwies darauf, dass es
sich bei dem Deal mit der UBS um ein Gesamtpaket handle, das man nun nicht
auftrennen solle. Mit 28 zu 14 Stimmen folgte der Ständerat bezüglich des
Dringlichkeitsrechts seiner Kommissionsmehrheit und lehnte überdies den Antrag
Minder mit 29 zu 6 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) ab. Ebenfalls angenommen wurde der
Verpflichtungskredit über CHF 100 Mrd. als Ausfallgarantie des Bundes: Mit 31 zu 4
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) löste der Ständerat hier die Ausgabenbremse. Die
ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion, die Enthaltungen
aus der SP- und der Grünen-Fraktion. Als Rahmenbedingungen der Kreditverwendung
definierte der Ständerat auf Antrag seiner Kommission überdies stillschweigend die
Forderungen, dass die «Möglichkeiten von Verantwortlichkeitsklagen gegen die Organe
der Credit Suisse [...] umfassend» geprüft werden und dass sich der Bund als Dritter am
Prüfungsverfahren nach dem Kartellgesetz beteiligen soll. 

Deutlich grösserer Widerstand drohte den zwei Verpflichtungskrediten im Nationalrat.
Bereits in der Eintretensdebatte fanden insbesondere Exponentinnen und Exponenten
der SVP kritische Worte gegenüber dem bundesrätlichen Vorgehen. Zusammen mit der
SP und den Grünen prägten sie in der Folge die Bedingungen der Kreditvergabe: Der
Nationalrat lehnte die zwei vom Ständerat formulierten Rahmenbedingungen der
Kreditvergabe ab und wollte den Bundesrat stattdessen verpflichten, eine Anpassung
des Bankengesetzes vorzulegen und dabei die Risiken durch systemrelevante Banken zu
minimieren. Das Argument einer ablehnenden Minderheit Gmür (mitte, SZ), wonach sich
sämtliche Kommissionen geeinigt hätten, entsprechende Anträge mittels eines
Postulats und nicht über die Rahmenbedingungen der Kreditvergabe einzureichen,
verfing im Nationalrat nicht: Mit 109 zu 65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte die
grosse Kammer dieser Bedingung der Kreditvergabe zu, wobei sich die SVP-, SP- und
Grünen-Fraktionen sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion für Annahme der
Bedingung aussprachen. Dieselben Fraktionen – mit Ausnahme der Mitte – verhalfen in
der Folge einer Minderheit Guggisberg (svp, BE) für eine bundesrätliche Untersuchung
der «Handlungsweise, [der] Verantwortung, [der] Haftungsbedingungen und
insbesondere [der] Vergütungen der Führungsverantwortlichen» und einer Minderheit
Schwander (svp, SZ) für eine Gewährleistung der Wettbewerbssituation im
Bankensektor zum Erfolg. Bei weiteren Anträgen hielt diese «unheilige Allianz» jedoch
nicht, erfolglos blieben ein weiterer Minderheitsantrag Guggisberg mit dem Auftrag an
den Bundesrat, die Too-big-to-fail-Regelungen zu verbessern (hier scherte ein Teil der
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Grünen-Fraktion aus), eine Minderheit Friedl (sp, SG) zum Einsatz einer Task-Force zum
Schutz der Schweizer Arbeitsplätze, eine Minderheit Wyss (sp, BS) zur Offenlegung der
Verträge zur Übernahme der CS durch die UBS sowie eine Minderheit Gysin (gp, TI) für
eine gesetzliche Grundlage zur Integration von Nachhaltigkeitszielen in
ausserordentliche Staatshilfen. Letztere drei Anträge fanden in der SVP-Fraktion keine
Mehrheit. Nachdem die drei Parteien, die die Rahmenbedingungen der Kreditvergabe
zuvor deutlich geprägt hatten, somit nicht alle ihre Forderungen hatten durchsetzen
können, lehnten sie den entsprechenden Bundesbeschluss in der anschliessenden
Gesamtabstimmung ab: Mit 100 zu 71 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) wurde dieser im
Nationalrat versenkt. 
Mehr oder weniger geeint zeigten sich die drei Fraktionen anschliessend auch bei der
Frage, ob die beiden Verpflichtungskredite selbst gutgeheissen werden sollen. Mit 83 zu
78 Stimmen (bei 15 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Lösung der
Ausgabenbremse für den Verpflichtungskredit zur Ausfallgarantie des Bundes über CHF
100 Mrd. ab und folgte mit 81 zu 69 Stimmen (bei 25 Enthaltungen) einem Einzelantrag
der SVP-Fraktion auf Ablehnung der Garantie des Bundes an die UBS über CHF 9 Mrd.
Nachdem der Nationalrat beide Verpflichtungskredite abgelehnt hatte, entschied er
sich mit ähnlichem Stimmenverhältnis etwa um 1 Uhr morgens – so lange hatten die
Diskussionen in den beiden Räten gedauert – auch, den gesamten Bundesbeschluss
zum Nachtrag Ia abzulehnen. Dieser Entscheid kam einem Nichteintreten gleich,
wodurch sich tags darauf der Ständerat erneut mit dem Geschäft befassen musste. 28

Am Tag nach der mitternächtlichen Ablehnung beider Bundesbeschlüsse zum Nachtrag
Ia durch den Nationalrat hatten sich die beiden Räte erneut mit den
Verpflichtungskrediten zur Übernahme der Credit Suisse durch die UBS
auseinanderzusetzen. 
Der Ständerat versuche, eine Brücke zum Nationalrat zu schlagen – «jeter un pont»,
betonte Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) und mit ihr zahlreiche weitere
Sprechende. Die FK-SR hatte zuvor grundsätzlich an den Entscheiden des Ständerats
vom Vortag festgehalten – etwa am Verbot an den Bundesrat, weitere dringliche
Ausfallgarantien zu sprechen, oder an den beiden vom Ständerat angenommenen
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe. Entgegenkommen wollte man dem Nationalrat
nun insofern, als man – wie von der Mehrheit der FK-NR vorgeschlagen und vom
Nationalrat anfänglich gutgeheissen – als zusätzliche Rahmenbedingung der
Kreditvergabe eine Prüfung der Anpassung des Bankengesetzes ergänzte. Dabei sollten
die Risiken durch private systemrelevante Banken minimiert werden, etwa durch eine
Erhöhung der Eigenkapitalquote oder einer Beschränkung der Boni. Wie die Medien
tags darauf berichteten, sollte diese Änderung ein Zugeständnis an die SP darstellen
und deren Mitglieder dazu veranlassen, ins Unterstützendenlager zu wechseln. Nach der
Bereinigung der Rahmenbedingungen der Kreditvergabe hiess der Ständerat die beiden
Verpflichtungskredite mit 32 zu 5 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) respektive mit 29 zu 5
Stimmen (bei 7 Enthaltungen) erneut gut.

Alle Augen waren somit auf den Nationalrat gerichtet: Dieser hatte nach der Ablehnung
der beiden Bundesbeschlüsse am Vortag die Eintretensdebatte und die Detailberatung
zu wiederholen. Die FK-NR habe die Differenzen zum Ständerat bereinigt und somit die
vom Nationalrat geschaffenen, aber zum Schluss abgelehnten nationalrätlichen
Änderungen des Vortags nicht übernommen, erläuterte Gerhard Andrey (gp, FR) für die
Kommission. Bereits zu Beginn der Debatte zeigte sich die SP-Fraktion gespalten. So
erklärte Fraktionssprecher Nordmann (sp, VD), dass die meisten Fraktionsmitglieder
den Krediten voraussichtlich zustimmen würden, verschiedene Personen jedoch nicht
an die Umsetzung der gemachten Versprechen glaubten. Diese Unsicherheit versuchten
Mitglieder der SP-Fraktion mehrmals mit Fragen an Bundesrätin Keller-Sutter etwa
bezüglich der Erhöhung der Eigenkapitalquote und der Beschränkung der variablen
Lohnbestandteile bei Banken auszuräumen. Auch zahlreiche Mitglieder anderer
Fraktionen beteiligten sich an der ausführlichen Befragung der Bundesrätin. In der
Folge erklärte SP-Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG), dass sich die SP-Fraktion
mangels «wirklich substanzielle[r] Versprechen» des Bundesrates sowie der meisten
übrigen Fraktionen gegen die Verpflichtungskredite aussprechen werde. Diese Meinung
teilte weiterhin auch die SVP, für die Lars Guggisberg (svp, BE) erklärte, dass man den
vorliegenden Entwurf nicht als «Basis dafür [erachte], dass es keine Too-big-to-fail-
Unternehmungen mehr geben kann». Auch die Grünen zeigten sich mit dem Entwurf
weiterhin unzufrieden, man habe damit die Chance vertan, «den Banken gegenüber
eine klare Erwartungshaltung zu formulieren: mehr Verantwortung, wirksame
Regulierungen und echte Nachhaltigkeit», betonte Franziska Ryser (gp, SG). In der Folge
lehnte der Nationalrat den Bundesbeschluss über die Rahmenbedingungen der
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Kreditvergabe (mit 98 zu 72 Stimmen bei 12 Enthaltungen) und den Nachtrag Ia (mit 103
zu 71 Stimmen bei 8 Enthaltungen) aufgrund der ablehnenden Stimmen oder
Enthaltungen der Mitglieder der SVP-, SP- und Grünen-Fraktion erneut ab. Damit waren
der Nachtrag Ia sowie dessen Rahmenbedingungen zur Kreditvergabe erledigt. An dem
Verpflichtungskredit änderte dies jedoch nichts, zumal die FinDel diesen zuvor bereits
bevorschusst hatte.

In den Medien führte dieser Entscheid des Nationalrats zu vielen Kommentaren. In
erster Linie wurde er als «Ohrfeige» (La Liberté, 24heures) an den Bundesrat
verstanden, was entweder negativ als «Nachtreten» der drei Parteien nach dem Ende
der Krise (La Liberté) oder positiv als Entscheid mit beträchtlicher Symbolkraft und
«Dämpfer für den Bundesrat», der ihm gut tue (TA), gewertet wurde. Einige
Kommentierende kritisierten die Ablehnung der Kredite als verpasste Chance: Mit den
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe hätte man Einflussmöglichkeiten gehabt, die
man nun vertan habe (AZ, TA). Kritisiert wurde insbesondere die SP, FDP-Präsident
Thierry Burkart (fdp, AG) etwa warf ihr gemäss Tages-Anzeiger Wortbruch vor.
Umgekehrt kritisierten Mitglieder der drei ablehnenden Parteien diejenigen Parteien,
die sich für Annahme der Kredite ausgesprochen hatten, da sich diese gegen wirkliche
Veränderungen gesträubt hätten. 29

Nach den ausführlichen Debatten um den Nachtrag Ia zum Voranschlag 2023 in der
ausserordentlichen Session 2023 zeichnete sich ab, dass auch der Nachtrag Ib nicht
ohne grössere Diskussionen über die Bühne gehen würde. Mit ein Grund dafür war, dass
der Bundesrat in einer Nachmeldung Ende April 2023 zusätzliche CHF 132.9 Mio. für die
Unterbringung von Asylsuchenden beantragt hatte, wie Johanna Gapany (fdp, FR) als
Kommissionssprecherin in der Sommersession 2023 ausführte. Aufgrund des
befürchteten Platzmangels sollten die Unterbringungskapazitäten durch temporäre
Containerdörfer auf Grundstücken der Armee um 3000 zusätzliche Plätze erhöht
werden. Die Kommissionsmehrheit lehne den Antrag aufgrund von Bedenken bezüglich
der Auswirkungen auf die lokale Bevölkerung sowie auf die Asylsuchenden selber ab.
Stattdessen verlange man eine strategische Planung der Kapazitäten für die
Erstunterbringung im Rahmen eines Postulats Minder (parteilos, SH; Po. 23.3084). Eine
von Eva Herzog (sp, BS) angeführte Minderheit befürwortete hingegen die Schaffung
dieser Platzreserve, zumal sie auf der Notfallplanung Asyl von 2016 als Vereinbarung
zwischen Bund und Kantonen beruhe und folglich auch von den Kantonen befürwortet
werde. Finanzministerin Keller-Sutter hob in der Folge die Reservefunktion dieses
Kredits hervor: Das EJPD könne damit vorausschauend planen. Mit 29 zu 13 Stimmen
lehnte der Ständerat den Antrag dennoch ab, hiess aber die bereits im ordentlichen
Nachtrag Ib für die Bundesasylzentren beantragten CHF 139.9 Mio. gut.
Umstritten war auch der vom Bundesrat von 2 Prozent auf 2.5 Prozent erhöhte
Lohnausgleich an das Bundespersonal (CHF 31.2 Mio.). Kommissionssprecherin Gapany
verdeutlichte das Unverständnis der Kommissionsmehrheit darüber, dass diese
Lohnmassnahme nicht bereits im Rahmen des Voranschlags 2023 vorgeschlagen
worden sei – nun war sie bereits seit Januar 2023 in Kraft, was die
Handlungsmöglichkeiten des Parlaments schmälerte: Eine Ablehnung würde die
Auszahlung des Lohnausgleichs nicht verhindern, sondern nur eine Kompensation
dieser Kosten innerhalb der Bundesfinanzen nötig machen. Während die
Kommissionsmehrheit den Kredit ablehnen wollte, sprach sich eine Minderheit Herzog
für Annahme aus. Die Erhöhung um 2.5 Prozent sei das Resultat der Verhandlungen mit
den Personalverbänden, das bei Beratung des Voranschlags noch nicht vorgelegen
habe, erklärte Eva Herzog. Mit 27 zu 12 Stimmen folgte der Ständerat aber auch hier
seiner Kommissionsmehrheit.
Eine Änderung nahm der Ständerat auch am Kredit von CHF 12.7 Mio. für das EFD-
Generalsekretariat vor: Dieser Kredit soll dazu dienen, die dem EFD durch die
Übernahme der CS durch die UBS zusätzlich entstehenden Kosten zu decken. Die FK-SR
hatte jedoch einstimmig eine Reduktion auf CHF 7 Mio. beantragt und überdies in den
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe eine Prüfung von «Verantwortlichkeitsklagen
gegen die Organe der Credit Suisse» sowie eine Aufarbeitung der Geschehnisse und
eine Weiterentwicklung der Rechtsgrundlagen verlangt, wie bereits im Nachtrag Ia
diskutiert worden war.
Stillschweigend befürwortete die kleine Kammer in der Folge die übrigen Anträge des
Bundesrates und hiess den Bundesbeschluss über den Nachtrag Ib zum Voranschlag
2023 sowie denjenigen über die Planungsgrössen einstimmig (mit 41 zu 0 Stimmen)
gut. 30
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Péréquation financière

In Anbetracht der Verfassungsänderung zur Umsetzung der OECD-Mindestbesteuerung,
welche die Schweiz in der Wintersession 2022 bereinigte, forderte Andrea Gmür-
Schönenberger (mitte, LU) ebenfalls im Dezember 2022 in einem Postulat die
Sicherstellung eines funktionierenden Ressourcenausgleichs innerhalb der Schweiz.
Demnach solle der Bundesrat im Rahmen des NFA-Wirksamkeitsberichts 2026-2029
einen allfälligen NFA-Anpassungsbedarf durch gestiegene Disparitäten zwischen den
Kantonen prüfen und wenn nötig korrigierende Massnahmen vorschlagen.
Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an, dessen Wichtigkeit zuvor auch
Finanzministerin Karin Keller-Sutter betont hatte.

POSTULAT
DATE: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

L'ordonnance sur les frais relatifs aux immeubles permet au contribuable de déduire
des impôts les dépenses qui maintiennent la valeur de l'immeuble. Elles sont
enregistrées comme des frais d'entretien. En revanche, les dépenses qui augmentent la
valeur du bien immobilier ne peuvent pas être déduites des impôts. D'après Maja
Riniker (plr, AG), cela implique que certains coûts liés à des constructions ou
rénovations pour économiser de l'énergie et renforcer l'efficacité énergétique du parc
immobilier ne sont pas déductibles des impôts. La députée argovienne considère que
cette réalité fiscale est un contre-pied à la volonté fédérale d'inciter à l'assainissement
énergétique des bâtiments. Elle a donc déposé une motion qui charge le Conseil
fédéral d'adapter le droit en vigueur pour permettre la déduction des coûts
d'investissement liés aux travaux mineurs de transformation et d'agrandissement. 
Le Conseil fédéral, par la voix de la ministre des Finances Karin Keller-Sutter, s'est
opposé à la motion. D'après la ministre, une telle révision de la fiscalité entraînerait des
effets d'aubaine indésirables. En effet, de nombreuses rénovations et agrandissements
seront entrepris, indépendamment de la déductibilité aux impôts. La ministre a aussi
précisé qu'une telle déduction bénéficierait essentiellement aux hauts revenus, qui ont
la capacité financière de mener ces rénovations et agrandissements. En outre, elle a
rappelé que l'initiative parlementaire (Iv.pa. 17.400) qui vise un changement du système
d'imposition de la propriété du logement est en cours de discussion au Parlement.
Au Conseil national, la motion a été adoptée par 120 voix contre 72 et aucune
abstention. Seul le camp rose-vert, malgré l'argument des incitations pour
l'assainissement énergétique des bâtiments, a refusé la motion. 31

MOTION
DATE: 02.05.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Transports et communications

Trafic routier

Einstimmig trat der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 auf die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Änderungen des Schwerverkehrsabgabegesetzes ein. 
Nach dem Nationalrat sprach schliesslich auch die kleine Kammer einen Kredit von CHF
515 Mio. für einen Zeitraum von zehn Jahren, um die LSVA-Abgabenerhebung zu
modernisieren. Das bestehende Erhebungssystem zur Berechnung der LSVA, welches
mittels eines durch das BAZG herausgegebenen und nur in der Schweiz und
Liechtenstein zulässigen Geräts funktioniert, soll durch eine an EU-Standards
angepasste Lösung ersetzt werden. Das bestehende Erhebungssystem LSVA II hätte
2024 sein technisches Ende erreicht und einer Nachfolgelösung bedurft, erklärte der
Bundesrat. Das neue und satellitengestützte System der LSVA III soll zudem – analog zur
EU – von privaten Anbietern, welche vom Bundesrat eine Zulassung erhalten, angeboten
werden. Die Daten sammeln und auswerten werde aber weiterhin das BAZG. Wie
Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte, senke das neue System der LSVA
III die «betrieblichen Aufwände für alle Beteiligten» und nutze die «Vorteile der
modernen digitalen Technologien». 
Für Diskussionen sorgte im Rat – wie zuvor auch schon im Nationalrat – hauptsächlich
die Frage der Bemessungsgrundlage der Abgabe für Anhänger. Während Bundesrat und
Nationalrat sowie eine Mehrheit der KVF-SR beim bestehenden System der Bemessung
gemäss dem höchstzulässigen Gesamtgewicht sowie den gefahrenen Kilometern
bleiben wollten, beantragte eine Minderheit Mazzone (gp, GE), welche von Mathias Zopfi
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(gp, GL) übernommen wurde, zu einer Bemessung gemäss der Anzahl Achsen des
Anhängers zu wechseln. Der Bundesrat könne dabei zur Berechnung des
Gesamtgewichts die Anzahl Achsen herbeiziehen und das zu verwendende Gewicht pro
Achse festlegen, wie es in der EU üblich sei. Nach Ansicht der Minderheit könnten damit
beim Bund in der 10-jährigen Berechnungsperiode dank Reduktionen bei der
Kontrollinfrastruktur (spezielle Kameras) und bei der Auswertung der Daten total rund
CHF 50 Mio. eingespart werden, weshalb sie auch den genannten Kredit von CHF 515
Mio. um diesen Betrag senken wollte. Minderheitsbefürworter Olivier Français (fdp, VD)
erklärte im Rat, dass der Minderheitsantrag eine Kann-Formulierung vorsehe, die dem
Bundesrat das Recht einräume, zu gegebener Zeit die Berechnungsgrundlage
anzupassen. Dem entgegnete Finanzministerin Karin Keller-Sutter, dass eine solche
Kann-Formulierung Rechtsunsicherheit in der Branche schaffe, und sie erinnerte
daran, dass ebendiese Änderung in der Vernehmlassung «dezidiert abgelehnt» worden
sei. Eine Mehrheit des Rates war schliesslich auch der Ansicht, dass ein Systemwechsel
zu hohen Kosten bei den Unternehmen führen würde, da diese ihre Fuhrparks wieder
anpassen müssten. Mit 31 zu 11 Stimmen verwarf die kleine Kammer diesen Antrag und
sprach in der Folge – analog zum Nationalrat – den höheren Kredit. In der
Gesamtabstimmung hiess der Ständerat das Gesetzespaket einstimmig gut. 

Die LSVA III und der dazu notwendige Kredit von CHF 515 Mio. passierten die
Schlussabstimmungen ohne Probleme: Beide Kammern nahmen die Anpassungen in
der Frühlingssession 2023 einstimmig an (eine Enthaltung im Ständerat). Die Schweizer
Schwerverkehrsabgabe werde dadurch Europa angepasst, titelte der «Blick». 32

Chemin de fer

In der Wintersession 2023 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der
bundesrätlichen Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die
Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG). Ziel des Bundesrats war es, mit einem
einmaligen Kapitalzuschuss von CHF 1.15 Mrd., einer Änderung der Darlehenspraxis und
einer Anpassung der Reserven des BIF die finanzielle Lage der SBB zu verbessern und
die Liquidität des BIF zu gewährleisten. 

In der Eintretensdebatte liessen Christian Wasserfallen (fdp, BE) und Valérie Piller
Carrard (sp, FR) für die KVF-NR verlauten, dass sich die Kommission für den einmaligen
Kapitalzuschuss ausgesprochen habe. Aufgrund des unerfreulichen finanziellen
Zustands der SBB sei der Kapitalzuschuss dringend notwendig. Auch sei diesem bereits
in der Budgetdebatte am Tag zuvor zugestimmt worden. Der rechtliche Rahmen dafür
werde mit Annahme der Vorlage geschaffen. 
Bezüglich des vom Bundesrat gewünschten Wechsels von Tresorerie- auf
Haushaltsdarlehen ab einem bestimmten Verschuldungsniveau der SBB beantrage die
Kommission hingegen mit 14 zu 9 Stimmen, beim bestehenden Recht zu bleiben. Eine
dadurch eingeführte Konkurrenz zwischen Ausgaben für den Bahnverkehr und anderen
Bundesausgaben sei laut der Kommissionsmehrheit nicht erstrebenswert. Das
Parlament verfüge im Rahmen der Ausbauschritte der Bahninfrastruktur bereits über
ein ausreichendes Mitspracherecht bei der Finanzplanung der SBB. Die Änderung der
Darlehenspraxis lehnte auch die mitberichtende FK-NR ab, wie sie in einer
Medienmitteilung mitgeteilt hatte. Bei der Anpassung des
Schwerverkehrsabgabegesetzes (SVAG) beantragte die KVF-NR zudem eine Präzisierung:
Die angemessene Reserve, die der BIF aufweisen muss, soll laut der Kommission bei
CHF 300 Mio. festgelegt werden. 
Die Anträge der Kommission wurden laut den jeweiligen Fraktionssprechenden von den
Fraktionen der SP, FDP, Grünen, GLP und Mitte unterstützt. Benjamin Giezendanner
(svp, AG) – Fraktionssprecher der SVP – plädierte hingegen im Namen seiner Fraktion
dafür, die Vorlage als Ganzes abzulehnen. Eintreten wurde indessen aber auch von der
SVP nicht bestritten. 

Bezüglich der Änderung der Darlehenshandhabung beantragte KVF-NR-Mitglied Thomas
Hurter (svp, SH) in der Detailberatung mittels Minderheitsantrag, am Entwurf des
Bundesrats festzuhalten und die Umwandlung von Tresorerie- in Haushaltsdarlehen zu
unterstützen. Ziel sei laut Hurter, das Parlament bei der Finanzierung der SBB sowie bei
deren Schuldenreduktion «stärker in die Verantwortung zu nehmen». Da die Vorlage
laut Hurter jedoch nur als Gesamtpaket Sinn mache, plädierte er dafür, die Vorlage in
der Gesamtabstimmung abzulehnen, sollte sein Minderheitsantrag nicht angenommen
werden. Bundesrätin Karin Keller-Sutter unterstützte den Minderheitsantrag im Namen
der Regierung. Der Nationalrat sprach sich aber schliesslich mit 125 zu 65 Stimmen
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ohne Enthaltung für den Antrag der Kommissionsmehrheit und somit gegen die
Änderung der Darlehenshandhabung aus. Die Gegenstimmen kamen allesamt aus der
SVP-Fraktion.
Den einmaligen Kapitalzuschuss sowie den Antrag der KVF-NR, die angemessenen BIF-
Reserven bei CHF 300 Mio. festzuschreiben, nahm der Nationalrat stillschweigend an.
Bundesrätin Keller-Sutter hatte zuvor erfolglos beantragt, dem Antrag der KVF-NR
bezüglich der Präzisierung der BIF-Reserven auf mindestens CHF 300 Mio. keine Folge
zu geben. Keller-Sutter hatte argumentiert, dass die Festlegung der Mindestreserven
nicht notwendig sei und eine Einbusse an Flexibilität bedeuten würde. 

Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 126 zu 65 Stimmen ohne Enthaltung,
wobei sich allein die geschlossene SVP-Fraktion gegen die Vorlage aussprach. Damit
wurde das Geschäft mit zwei Änderungen zur Beratung an den Ständerat überwiesen.
Der Nationalrat genehmigte zudem die Abschreibung einer Motion der FK-SR, welche
mit dem einmaligen Kapitalzuschuss von CHF 1.15 Mrd. an die SBB erledigt sei. 33

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Stupéfiants

In der Frühjahrssession 2023 stand die Änderung des Tabaksteuergesetzes zur
Besteuerung von E-Zigaretten auf der ständerätlichen Traktandenliste. Roberto
Zanetti (sp, SO), Urheber des damaligen Vorstosses auf Steuerbefreiung der E-
Zigaretten, nutzte die Chance, um auf seine «immerhin edle[n] Motive» hinzuweisen –
er habe sich davon eine «Ausstiegshilfe» erhofft, es habe sich aber herausgestellt, dass
es sich dabei eher um eine «Einstiegshilfe» handle. Die Mehrheit der SGK-SR hatte sich
zuvor gänzlich mit dem bundesrätlichen Vorschlag einverstanden gezeigt, jedoch lag ein
umfassender Minderheitsantrag von Carlo Sommaruga (sp, GE) für eine allgemeine
Änderung des Tabakgesetzes vor. Revisionen des Tabakbesteuerungsgesetzes seien
selten, deshalb müsse man diese Chance nutzen, um Ungereimtheiten im Gesetz zu
beheben, begründete der Antragsteller sein Vorgehen. Heute gebe es neben Zigaretten
und Feinschnitttabak eine weitere Kategorie mit Tabakprodukten zum Erhitzen –
beispielsweise «Iqos» von Philip Morris – , welche um 88 Prozent tiefer besteuert
würde als klassische Zigaretten. Die angeblich geringere Schädlichkeit dieser Produkte
sei jedoch nicht erwiesen, argumentierte Sommaruga. Entsprechend sollen diese
gleichbehandelt werden wie klassische Zigaretten, während Snus, das insbesondere bei
der Jugend im Trend stünde, oder andere Tabakfabrikate zukünftig wie
Feinschnitttabak besteuert werden sollten. Finanzministerin Keller-Sutter sprach sich
gegen diese Änderung aus, da damit die Steuer auf einigen Produkten fünfmal höher
ausfallen würde als bisher. Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) befürchtete davon
überdies eine Zunahme des Einkaufstourismus und Schmuggels. Mit 31 zu 9 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen den Minderheitsantrag aus.
Erfolglos blieb auch Sommarugas Antrag, dass neben Zigaretten und Feinschnitttabak
auch alle anderen Tabakprodukte über eine Abgabe zur Finanzierung des
Präventionsfonds herangezogen würden, um eine Gleichbehandlung aller Produkte
herzustellen. 
Stillschweigend hiess der Ständerat hingegen die neuen Regelungen zu den E-
Zigaretten gut. Einzig bei der Höhe der neuen Steuer lag ebenfalls ein
Minderheitsantrag vor: Eine Minderheit Germann (svp, SH) schlug vor, die neue Steuer
für nikotinhaltige Flüssigkeiten von nachfüllbaren E-Zigaretten auf 11 statt 20 Rappen
pro Milliliter festzulegen. Da deren Schädlichkeitspotenzial um 95 Prozent tiefer liege
als dasjenige von Zigaretten, solle auch die Steuer entsprechend 95 Prozent niedriger
sein. Zwar seien 20 Rappen «im Vergleich zum Risikoprofil eher hoch», pflichtete ihm
die Finanzministerin bei, jedoch entstamme die 95 Prozent tiefere Schädlichkeit aus
Schätzungen und sei daher nicht sehr genau. Mit 24 zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit. Anschliessend nahm er den Entwurf
in der Gesamtabstimmung mit 40 zu 1 Stimme – derjenigen von Hannes Germann –
an. 34
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Während der Herbstsession 2023 setzte sich der Nationalrat mit einem Postulat seiner
WAK auseinander, das eine Gesamtschau des Markts für Tabak- und
Tabakersatzprodukte forderte. Konkret sollte der Bundesrat im verlangten Bericht auf
eine Reihe an Punkten eingehen, darunter etwa auf die aktuellen Tabakprodukte, deren
Verkaufsentwicklung während der vergangenen zehn Jahre, die steuerliche Behandlung
im In- und Ausland sowie auf Auswirkungen der Besteuerung auf den Schwarzmarkt und
den Einkaufstourismus. Die beiden Kommissionssprecher Martin Landolt (mitte, GL)
und Olivier Feller (fdp, VD) begründeten das Geschäft damit, dass im Zuge der
Änderungen am Tabaksteuergesetz bezüglich E-Zigaretten-Besteuerung, welche ihren
Ursprung in einer Motion der SGK-SR haben, zusätzlicher Änderungsbedarf zutage
getreten sei. Das vorliegende Postulat solle nun dazu dienen, diesen Bedarf besser zu
verstehen. Eine Minderheit rund um Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich gegen den
Vorstoss aus, da sie den verlangten Bericht als nicht notwendig erachtete und eine
allgemeine Tabaksteuererhöhung als Konsequenz befürchtete. Finanzministerin Karin
Keller-Sutter hingegen unterstützte das Postulat. Sie betonte, dass es neben den
Steuererhöhungen auch um die Präsentation einer Gesamtschau des Tabakmarktes und
um die Erarbeitung einer Entscheidungsgrundlage gehe. Der Nationalrat nahm den
Vorstoss mit 139 zu 41 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) deutlich an, wobei alle Nein-
Stimmen aus dem Lager der SVP-Fraktion stammten. 35

POSTULAT
DATE: 19.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Im September 2023 befasste sich der Nationalrat mit einem Postulat Trede (gp, BE),
welches den Titel «Fifa ohne Steuerprivilegien» trägt. Der Bundesrat solle die
notwendigen gesetzlichen Anpassungen vorlegen, inwiefern Vereine wie die Fifa, die
den Anforderungen für die Anerkennung als «gemeinnütziger Verein» nicht mehr
entsprächen, bei der Besteuerung wie gewinnorientierte Unternehmen behandelt
werden könnten. Finanzministerin Karin Keller-Sutter empfahl den Vorstoss im Namen
des Bundesrats zur Ablehnung. Sie begründete diese Haltung mit dem
verfassungsrechtlichen Grundsatz der Rechtsgleichheit. 
Der Nationalrat lehnte das Geschäft mit 101 zu 76 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) ab.
Während die Fraktionen der Grünen und der SP geschlossen für das Postulat stimmten,
zeigte sich die GLP gespalten. Die bürgerlichen Fraktionen sprachen sich einstimmig
(SVP), mit Enthaltungen (FDP) und grossmehrheitlich (Mitte) gegen den Vorstoss aus. 36

POSTULAT
DATE: 19.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Enseignement, culture et médias

Médias

Médias

Peut-on être poursuivi pénalement pour avoir révélé des secrets dans le cadre de
l'exercice des droits de la presse et de la liberté de presse ? C'est la question à laquelle
devra répondre le Conseil fédéral, si la motion de la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) passe la rampe du Conseil des Etats. En effet,
le Conseil national l'a de son côté acceptée par 113 voix contre 78 (1 abstention). Pour
rappel, la motion avait été déposée à la suite de l'affaire des «Suisse secrets». Elle
souhaite, dans un premier temps, charger le Conseil fédéral d'analyser la cohérence de
la législation actuelle. Sont en particulier concernés l'article 47 al. 1. let. c de la loi sur
les banques (LB), l'article 69 de la loi sur les établissements financiers (LEFin), et
l'article 147 de la loi sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF). Ces articles
détaillent les peines encourues en cas de violation du secret professionnel, ou
d'exploitation, à son profit, d'un secret confié par autrui. Si l'examen de la législation
actuelle indique que de nouvelles dispositions doivent être prises, le Conseil fédéral
devra dans un deuxième temps proposer des mesures. Aux yeux de la majorité de la
commission, il s'agit de trouver un équilibre entre la protection du secret bancaire et
la liberté de la presse, pour que les journalistes disposent de suffisamment de
garanties et de sécurité juridique lorsqu'ils sont amenés à publier des informations
confidentielles en lien avec la sphère financière suisse. Le Conseil fédéral est favorable
à la motion, et se dit prêt à réviser la législation en vigueur actuellement, si cela s'avère
nécessaire.
En revanche, une minorité de la commission a préconisé le rejet de la motion. Selon
Martin Landolt (centre, GL), les médias suisses ont renoncé à tort à prendre part à
l'enquête sur les «Suisses Secrets», car ils n'auraient pas encouru de poursuites
judiciaires. Il a en outre rappelé que la loi sur les banques ne protège pas la sphère
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privée des banques elles-mêmes, mais bien celle de la clientèle. Quand des soupçons
de délit suffisants existent, les autorités peuvent aujourd'hui déjà lever cette
protection, n'entravant ainsi ni le travail, ni la liberté de la presse. Convaincu que la
législation actuelle contrebalance les intérêts de la clientèle avec la liberté de la presse
de manière adéquate, le député Landolt a déclaré que le refus de la motion permettrait
de s'épargner du travail inutile. Sans succès, puisque la minorité n'a finalement pas eu
gain de cause.
Dernière personne à prendre la parole, la conseillère fédérale Karin Keller-Sutter a fait
remarquer que les divisions au sein de la commission montrent qu'une clarification
serait judicieuse afin de juger de la nécessité d'agir, ou non. Au final, la motion a été
soutenue par les socialistes, les vert-e-s, le PLR et les Vert'libéraux. L'UDC s'y est
opposé, comme la majorité des élu.e.s du Centre. 37
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